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Amtliche Bekanntmachung 
 

Hauptsatzung 

der Gemeinde Bornholt 

(Kreis Rendsburg-Eckernförde) 
 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 und 2 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. 

Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. 2003, S. 57) in der zuletzt geänderten Fassung vom 04. März 2022 

(GVOBl. Schl.-Holst. S. 153), wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 07.06.2022 und 

mit Genehmigung des Landrates des Kreises Rendsburg-Eckernförde folgende Hauptsatzung für 

die Gemeinde Bornholt erlassen: 

 

§ 1 

Wappen, Flagge und Siegel 

 

(1) Das Wappen der Gemeinde Bornholt zeigt in Silber ein schräglinker blauer Balken, oben ein 

grüner Laubbaum, unten ein roter bedachter Brunnen mit schwarzem Eimer an der schwarzen 

Kurbel. 

(2) Die Gemeindeflagge zeigt auf weißem Flaggentuch die Figuren des Gemeindewappens in flag-

gengerechter Tinktur. 

(3) Das Dienstsiegel der Gemeinde zeigt das Gemeindewappen mit der Umschrift „Gemeinde 

Bornholt, Kreis Rendsburg-Eckernförde“. 

(4) Die Verwendung des Gemeindewappens durch Dritte bedarf der Genehmigung der Bürger-

meisterin oder des Bürgermeisters. 

 

§ 2 

Bürgermeisterin oder Bürgermeister 

 

(1) Der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister obliegen die ihr oder ihm gesetzlich übertragenen 

Aufgaben. 

(2) Sie oder er entscheidet ferner über 

1.  Stundungen bis zu einem Betrag von 20.000,00 €,  

2. Niederschlagung von Ansprüchen, soweit ein Betrag von 5.000,00 € nicht überschritten 

wird.  

3. Verzicht auf Ansprüche der Gemeinde, soweit ein Betrag von 1.000,00 € nicht überschritten 

wird.  

4. Übernahme von Bürgschaften, Abschluss von Gewährverträgen und Bestellung anderer Si-

cherheiten für Dritte sowie Rechtsgeschäfte, die dem wirtschaftlich gleichkommen, soweit 

ein Betrag von 6.000,00 € nicht überschritten wird, 

5. Erwerb von Vermögensgegenständen, soweit der Wert des Vermögensgegenstandes einen 

Betrag von 6.000,00 € nicht übersteigt, 

6. Abschluss von Leasing-Verträgen, soweit die monatliche Belastung einen Betrag von 

500,00 € und die jährliche Belastung einen Betrag von 6.000,00 € nicht übersteigt, 
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7. Veräußerung und Belastung von Gemeindevermögen, soweit der Wert des Vermögensge-

genstandes oder die Belastung einen Wert von 6.000,00 € nicht übersteigt, 

8. Annahme oder Vermittlung von Schenkungen, Spenden und Erbschaften bis zu einem Wert 

von 6.000,00 €, 

9. Anmietung und Anpachtung von Grundstücken und Gebäuden, soweit der monatliche Miet-

zins einen Betrag von 500,00 € nicht übersteigt, 

10. Vergabe von Aufträgen bis zu einem Wert von 10.000,00 €, 

11. Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistungen bis zu einem Wert von 6.000,00 €, 

12. die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach dem Baugesetzbuches, 

13. Verzichtserklärungen zum gemeindlichen Vorkaufsrecht nach dem Baugesetzbuch. 

(3) Der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister wird die Entscheidung über die Einstellung von 

befristet Beschäftigten, geringfügig Beschäftigen im Einvernehmen mit der Amtsdirektorin oder 

dem Amtsdirektor übertragen. 

 

§ 3 

Gleichstellungsbeauftragte 

 

Die Gleichstellungsbeauftragte des Amtes Mittelholstein kann an den Sitzungen der Gemeindever-

tretung und der Ausschüsse teilnehmen. Das Teilnahmerecht gilt auch für nichtöffentliche Teile 

von Sitzungen. Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung sind ihr rechtzeitig bekannt zu geben. In 

Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs ist ihr auf Wunsch das Wort zu erteilen. 

 

§ 4 

Ständiger Ausschuss 

 

(1) Der folgende ständige Ausschuss nach § 45 Abs. 1 GO wird gebildet: 

 a)  Rechnungsprüfungsausschuss 

 Zusammensetzung: 

 3 Gemeindevertreterinnen oder -vertreter 

 Aufgabengebiet: 

 Prüfungswesen im Sinne des 1. Abschnitts des 6. Teils der GO 

(2) Neben dem in Absatz 1 genannten ständigen Ausschuss der Gemeindevertretung werden die 

nach besonderen gesetzlichen Vorschriften zu bildenden Ausschüsse bestellt. 

(3) Die Gemeindevertretung kann für die Ausschussvorsitzende/den Ausschussvorsitzenden eine 

Stellvertreterin oder einen Stellvertreter wählen. 

(4) Den Ausschüssen wird die Entscheidung über die Befangenheit ihrer Mitglieder und der nach § 

46 Abs. 9 GO an den Ausschusssitzungen teilnehmenden Personen übertragen.  

 

§ 5 

Gemeindevertretung 

 

Die Gemeindevertretung trifft die ihr nach § 27 und 28 GO zugewiesenen Entscheidungen, soweit 

sie sie nicht auf die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister oder auf ständige Ausschüsse über-

tragen hat.  
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§ 6 

Einwohnerversammlung 

 

(1) Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung kann eine Versammlung der Einwohnerin-

nen und Einwohner einberufen. Das Recht der Gemeindevertretung, die Einberufung einer Ein-

wohnerversammlung zu verlangen, bleibt unberührt.  

(2) Für die Einwohnerversammlung ist von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister eine Ta-

gesordnung aufzustellen. Die Tagesordnung kann aus der Einwohnerversammlung ergänzt wer-

den, wenn mindestens die Hälfte der anwesenden Einwohnerinnen und Einwohner einverstanden 

sind. Zeit, Ort und Tagesordnung der Einwohnerversammlung sind öffentlich bekannt zu geben.  

(3) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeisterin leitet die Einwohnerversammlung. Sie oder er 

kann die Redezeit auf bis zu 3 Minuten je Rednerin oder Redner beschränken, falls dies zur ord-

nungsmäßigen Durchführung der Einwohnerversammlung erforderlich ist. Sie oder er übt das 

Hausrecht aus. 

(4) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister berichtet in der Einwohnerversammlung über wich-

tige Angelegenheiten der Gemeinde und stellt diese zur Erörterung. Einwohnerinnen und Einwoh-

nern ist hierzu auf Wunsch das Wort zu erteilen. Über Anregungen und Vorschläge aus der Ein-

wohnerversammlung ist offen abzustimmen. Vor der Abstimmung sind die Anregungen und Vor-

schläge schriftlich festzulegen. Sie gelten als angenommen, wenn für sie die Stimmen mindestens 

der Hälfte der anwesenden Einwohnerinnen und Einwohner abgegeben werden. Eine Abstimmung 

über Anregungen und Vorschläge, die nicht Gemeindeangelegenheiten betreffen, ist nicht zuläs-

sig.  

(5) Über jede Einwohnerversammlung ist eine Niederschrift aufzunehmen. Die Niederschrift soll 

mindestens enthalten:  

  1. die Zeit und den Ort der Einwohnerversammlung,  

  2. die Zahl der teilnehmenden Einwohnerinnen und Einwohner,  

  3. die Angelegenheiten, die Gegenstand der Einwohnerversammlung waren,  

  4. den Inhalt der Anregungen und Vorschläge, über die abgestimmt wurde und das Ergebnis der 

      Abstimmung.  

Die Niederschrift wird von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister  und der Protokollführerin 

oder dem Protokollführer unterzeichnet.  

(6) Anregungen und Vorschläge der Einwohnerversammlung, die in der Gemeindevertretung be-

handelt werden müssen, sind dieser zur nächsten Sitzung zur Beratung vorzulegen. 

 

§ 7 

Sitzungen in Fällen höherer Gewalt 

 

(1) Bei Naturkatastrophen, aus Gründen des Infektionsschutzes oder vergleichbaren außer-

gewöhnlichen Notsituationen, die eine Teilnahme der Gemeindevertreterinnen und -vertreter an    

Sitzungen der Gemeindevertretung erschweren oder verhindern, können die notwendigen Sitzun-

gen der Gemeindevertretung ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder im Sitzungsraum als 

Videokonferenz durchgeführt werden. Dabei werden geeignete technische Hilfsmittel eingesetzt, 

durch die die Sitzung einschließlich der Beratungen und Beschlussfassungen zeitgleich in Bild und 

Ton an alle Personen mit Teilnahmerechten übertragen werden. Die Entscheidung hierüber trifft 

die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister. 
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(2) Sitzungen der Ausschüsse und der Beiräte können im Sinne des Absatzes 1 durchgeführt wer-

den.  

(3) In einer Sitzung nach Abs. 1 und 2 findet eine Wahl im Falle eines Widerspruchs nach § 40 

Abs. 2 GO durch geheime briefliche Abstimmung statt. 

(4) Die Gemeinde entwickelt ein Verfahren, wie Einwohnerinnen und Einwohner im Fall der Durch-

führungen von Sitzungen im Sinne des Absatzes 1 Fragen zu Beratungsgegenständen oder ande-

ren Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft stellen und Vorschläge und Anregungen unter-

breiten können. Das Verfahren wird mit der Tagesordnung zur Sitzung im Sinne des Absatzes 1 

bekanntgemacht.  

(5) Die Öffentlichkeit im Sinne des § 35 Abs. 1 Satz 1 GO wird durch eine zeitgleiche Übertragung 

von Bild und Ton in einem öffentlich zugänglichen Raum und durch eine Echtzeitübertragung oder 

eine vergleichbare Einbindung über Internet hergestellt. 

 

§ 8 

Verträge mit Gemeindevertreterinnen und -vertretern 

 

Verträge der Gemeinde mit Gemeindevertreterinnen und -vertretern oder der Bürgermeisterin oder 

dem Bürgermeister und juristischen Personen, an den Gemeindevertreterinnen oder -vertreter, 

oder die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister beteiligt sind, sind ohne Genehmigung der Ge-

meindevertretung rechtsverbindlich, wenn die Auftragsvergabe unter Anwendung des für die jewei-

lige Auftragsart geltenden Vergaberechts erfolgt ist und der Auftragswert den Betrag von 

12.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistungen einen Betrag von 1.000,00 € im Monat, nicht über-

steigt. Erfolgt die Auftragsvergabe unter den Voraussetzungen des Satzes 1 im Wege der freihän-

digen Vergabe/Verhandlungsvergabe ist der Vertrag ohne Beteiligung der Gemeindevertretung 

rechtsverbindlich, wenn der Auftragswert den Betrag von 6.000,00 €, bei wiederkehrenden Leis-

tungen einen Betrag in Höhe von 500,00 € im Monat, nicht übersteigt. 

 

§ 9 

Verpflichtungserklärungen 

 
Verpflichtungserklärungen zu Geschäften, deren Wert 6.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistun-
gen monatlich 500,00 €, nicht übersteigt, sind rechtsverbindlich, auch wenn sie nicht den Formvor-
schriften des § 51 Abs. 2 und 3 der Gemeindeordnung entsprechen. Satz 1 gilt entsprechend für 
Arbeitsverträge mit Beschäftigten. 

§ 10 

Veröffentlichungen 

 

(1) Satzungen der Gemeinde werden durch Abdruck im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Am-

tes Mittelholstein veröffentlicht. Es trägt die Bezeichnung „Amtsblatt des Amtes Mittelholstein“, er-

scheint dienstags und freitags wenn Veröffentlichungen vorliegen, und ist kostenlos bei der Amts-

verwaltung in Hohenwestedt, Am Markt 15 oder in den Verwaltungsstellen in Aukrug, Bargfelder 

Straße 10 und in Hanerau-Hademarschen, Kaiserstraße 11, erhältlich. 

Fällt der Erscheinungstag auf einen Feiertag, so erscheint das Bekanntmachungsblatt am davor 

liegenden Werktag. 

Für den Fall, dass eine zusätzliche Ausgabe erscheint, wird auf das Erscheinen und den amtlichen 

Teil in der „Schleswig-Holsteinischen Landeszeitung“ und dem „Holsteinischen Courier“ hingewie-

sen. 
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 (2) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und Verzeichnissen ist in der Form 

des Absatzes 1 hinzuweisen.  

(3) Andere gesetzlich vorgeschriebene öffentliche Bekanntmachungen erfolgen ebenfalls in der 

Form des Absatzes 1, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist.  

 

§ 11 

Inkrafttreten 

 

Die Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Haupt-

satzung vom 24.06.2021 außer Kraft.  

 

Die Genehmigung nach § 4 Abs.1 der Gemeindeordnung wurde durch Verfügung des Landrats 

des Kreises Rendsburg-Eckernförde vom 15.07.2022 erteilt. 

 

 

Bornholt, den 21.07.2022 

 

 

gez.    (L.S.) 

 

Thorsten Martens 

(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung über die Aufhebung der Satzung 

der Gemeinde Bornholt über Stundung,  

Niederschlagung und Erlass von Ansprüchen 

 

Aufgrund des § 4 Absatz 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 

28.02.2003 (GVOBl. Schl-Holst. S. 57), in der zuletzt geänderten Fassung vom 04.03.2022 

(GVOBl Schl.-Holst. S. 153) wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde 

Bornholt vom 07.06.2022 diese Satzung erlassen.  

 

§ 1 

 

Die Satzung der Gemeinde Bornholt über Stundung, Niederschlagung und Erlass von Ansprüchen 

vom 22.08.2012 wird mit Ablauf des 30.06.2022 aufgehoben.  

 

§ 2 

 

Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft.  

 

 

Bornholt, den 15.07.2022  

 

 

gez.    (L.S.) 

 

Thorsten Martens  

(Bürgermeister)  

  



594 
 

Amtliche Bekanntmachung 
 

Hauptsatzung 

der Gemeinde Wapelfeld 

(Kreis Rendsburg-Eckernförde) 

 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 und 2 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. 

Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. 2003, S. 57) in der zuletzt geänderten Fassung vom 04. März 2022 

(GVOBl. Schl.-Holst. S. 153), wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 20.06.2022 und 

mit Genehmigung des Landrates des Kreises Rendsburg-Eckernförde folgende Hauptsatzung für 

die Gemeinde Wapelfeld erlassen: 

 

§ 1 

Wappen, Flagge und Siegel 

 

(1) Das Wappen der Gemeinde Wapelfeld zeigt in Gold ein erhöhter schräglinker durchbrochener 

blauer Wellenbalken, oben rechts ein rotes Rad, unten links über einem im Schildfuß wachsenden 

grünen Palisadenzaun eine grüne Binse. 

(2) Die Gemeindeflagge zeigt auf ungleichmäßig in einen breiten grünen Streifen oben und einen 

schmalen gelben Streifen unten geteiltem Flaggentuch das Gemeindewappens in flaggengerechter 

Tinktur. 

(3) Das Dienstsiegel der Gemeinde zeigt das Gemeindewappen mit der Umschrift „Gemeinde Wa-

pelfeld, Kreis Rendsburg-Eckernförde“. 

(4) Die Verwendung des Gemeindewappens durch Dritte bedarf der Genehmigung der Bürger-

meisterin oder des Bürgermeisters. 

 

§ 2 

Bürgermeisterin oder Bürgermeister 

 

(1) Der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister obliegen die ihr oder ihm gesetzlich übertragenen 

Aufgaben. 

(2) Sie oder er entscheidet ferner über 

1.  Stundungen bis zu einem Betrag von 20.000,00 €,  

2. Niederschlagung von Ansprüchen, soweit ein Betrag von 5.000,00 € nicht überschritten 

wird.  

3. Verzicht auf Ansprüche der Gemeinde, soweit ein Betrag von 1.000,00 € nicht überschritten 

wird.  

4. Übernahme von Bürgschaften, Abschluss von Gewährverträgen und Bestellung anderer Si-

cherheiten für Dritte sowie Rechtsgeschäfte, die dem wirtschaftlich gleichkommen, soweit 

ein Betrag von 6.000,00 € nicht überschritten wird, 

5. Erwerb von Vermögensgegenständen, soweit der Wert des Vermögensgegenstandes einen 

Betrag von 6.000,00 € nicht übersteigt, 
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6. Abschluss von Leasing-Verträgen, soweit die monatliche Belastung einen Betrag von 

500,00 € und die jährliche Belastung einen Betrag von 6.000,00 € nicht übersteigt, 

7. Veräußerung und Belastung von Gemeindevermögen, soweit der Wert des Vermögensge-

genstandes oder die Belastung einen Wert von 6.000,00 € nicht übersteigt, 

8. Annahme oder Vermittlung von Schenkungen, Spenden und Erbschaften bis zu einem Wert 

von 6.000,00 €, 

9. Anmietung und Anpachtung von Grundstücken und Gebäuden, soweit der monatliche Miet-

zins den Betrag von 500,00 € nicht übersteigt, 

10. Vergabe von Aufträgen bis zu einem Wert von 6.000,00 €, 

11. Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistungen bis zu einem Wert von 6.000,00 €, 

12. die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach dem Baugesetzbuches, 

13. Verzichtserklärungen zum gemeindlichen Vorkaufsrecht nach dem Baugesetzbuch. 

(3) Der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister wird die Entscheidung über die Einstellung von 

befristet Beschäftigten, geringfügig Beschäftigen im Einvernehmen mit der Amtsdirektorin oder 

dem Amtsdirektor übertragen. 

 

§ 3 

Gleichstellungsbeauftragte 

 

Die Gleichstellungsbeauftragte des Amtes Mittelholstein kann an den Sitzungen der Gemeindever-

tretung und der Ausschüsse teilnehmen. Das Teilnahmerecht gilt auch für nichtöffentliche Teile 

von Sitzungen. Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung sind ihr rechtzeitig bekannt zu geben. In 

Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs ist ihr auf Wunsch das Wort zu erteilen. 

 

§ 4 

Ständige Ausschüsse 

 

(1) Die folgenden ständigen Ausschüsse nach § 45 Abs. 1 GO werden gebildet: 

 a)  Bau- und Wegeausschuss 

 Zusammensetzung: 

 3 Gemeindevertreterinnen oder -vertreter 

 Aufgabengebiet: 

 Bau- und Wegewesen 

 b)  Rechnungsprüfungsausschuss 

 Zusammensetzung: 

 3 Gemeindevertreterinnen oder -vertreter 

 Aufgabengebiet: 

 Prüfungswesen im Sinne des 1. Abschnitts des 6. Teils der GO 

(2) Neben den in Absatz 1 genannten ständigen Ausschüssen der Gemeindevertretung werden die 

nach besonderen gesetzlichen Vorschriften zu bildenden Ausschüsse bestellt. 

(3) Die Gemeindevertretung kann für die Ausschussvorsitzende/den Ausschussvorsitzenden eine 

Stellvertreterin oder einen Stellvertreter wählen. 

(4) Den Ausschüssen wird die Entscheidung über die Befangenheit ihrer Mitglieder und der nach § 

46 Abs. 9 GO an den Ausschusssitzungen teilnehmenden Personen übertragen.  
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§ 5 

Gemeindevertretung 

 

Die Gemeindevertretung trifft die ihr nach § 27 und 28 GO zugewiesenen Entscheidungen, soweit 

sie sie nicht auf die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister oder auf ständige Ausschüsse über-

tragen hat.  

 

 

§ 6 

Einwohnerversammlung 

 

(1) Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung kann eine Versammlung der Einwohnerin-

nen und Einwohner einberufen. Das Recht der Gemeindevertretung, die Einberufung einer Ein-

wohnerversammlung zu verlangen, bleibt unberührt.  

(2) Für die Einwohnerversammlung ist von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister eine Ta-

gesordnung aufzustellen. Die Tagesordnung kann aus der Einwohnerversammlung ergänzt wer-

den, wenn mindestens die Hälfte der anwesenden Einwohnerinnen und Einwohner einverstanden 

sind. Zeit, Ort und Tagesordnung der Einwohnerversammlung sind öffentlich bekannt zu geben.  

(3) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeisterin leitet die Einwohnerversammlung. Sie oder er 

kann die Redezeit auf bis zu 3 Minuten je Rednerin oder Redner beschränken, falls dies zur ord-

nungsmäßigen Durchführung der Einwohnerversammlung erforderlich ist. Sie oder er übt das 

Hausrecht aus. 

(4) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister berichtet in der Einwohnerversammlung über wich-

tige Angelegenheiten der Gemeinde und stellt diese zur Erörterung. Einwohnerinnen und Einwoh-

nern ist hierzu auf Wunsch das Wort zu erteilen. Über Anregungen und Vorschläge aus der Ein-

wohnerversammlung ist offen abzustimmen. Vor der Abstimmung sind die Anregungen und Vor-

schläge schriftlich festzulegen. Sie gelten als angenommen, wenn für sie die Stimmen mindestens 

der Hälfte der anwesenden Einwohnerinnen und Einwohner abgegeben werden. Eine Abstimmung 

über Anregungen und Vorschläge, die nicht Gemeindeangelegenheiten betreffen, ist nicht zuläs-

sig.  

(5) Über jede Einwohnerversammlung ist eine Niederschrift aufzunehmen. Die Niederschrift soll 

mindestens enthalten:  

  1. die Zeit und den Ort der Einwohnerversammlung,  

  2. die Zahl der teilnehmenden Einwohnerinnen und Einwohner,  

  3. die Angelegenheiten, die Gegenstand der Einwohnerversammlung waren,  

  4. den Inhalt der Anregungen und Vorschläge, über die abgestimmt wurde und das Ergebnis der 

      Abstimmung.  

Die Niederschrift wird von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister und der Protokollführerin 

oder dem Protokollführer unterzeichnet.  

(6) Anregungen und Vorschläge der Einwohnerversammlung, die in der Gemeindevertretung be-

handelt werden müssen, sind dieser zur nächsten Sitzung zur Beratung vorzulegen. 
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§ 7 

Sitzungen in Fällen höherer Gewalt 

 

(1) Bei Naturkatastrophen, aus Gründen des Infektionsschutzes oder vergleichbaren außer-

gewöhnlichen Notsituationen, die eine Teilnahme der Gemeindevertreterinnen und -vertreter an    

Sitzungen der Gemeindevertretung erschweren oder verhindern, können die notwendigen Sitzun-

gen der Gemeindevertretung ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder im Sitzungsraum als 

Videokonferenz durchgeführt werden. Dabei werden geeignete technische Hilfsmittel eingesetzt, 

durch die die Sitzung einschließlich der Beratungen und Beschlussfassungen zeitgleich in Bild und 

Ton an alle Personen mit Teilnahmerechten übertragen werden. Die Entscheidung hierüber trifft 

die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister. 

(2) Sitzungen der Ausschüsse und der Beiräte können im Sinne des Absatzes 1 durchgeführt wer-

den.  

(3) In einer Sitzung nach Abs. 1 und 2 findet eine Wahl im Falle eines Widerspruchs nach § 40 

Abs. 2 GO durch geheime briefliche Abstimmung statt. 

(4) Die Gemeinde entwickelt ein Verfahren, wie Einwohnerinnen und Einwohner im Fall der Durch-

führungen von Sitzungen im Sinne des Absatzes 1 Fragen zu Beratungsgegenständen oder ande-

ren Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft stellen und Vorschläge und Anregungen unter-

breiten können. Das Verfahren wird mit der Tagesordnung zur Sitzung im Sinne des Absatzes 1 

bekanntgemacht.  

(5) Die Öffentlichkeit im Sinne des § 35 Abs. 1 Satz 1 GO wird durch eine zeitgleiche Übertragung 

von Bild und Ton in einem öffentlich zugänglichen Raum und durch eine Echtzeitübertragung oder 

eine vergleichbare Einbindung über Internet hergestellt. 

 

§ 8 

Verträge mit Gemeindevertreterinnen und -vertretern 

 

Verträge der Gemeinde mit Gemeindevertreterinnen und -vertretern oder der Bürgermeisterin oder 

dem Bürgermeister und juristischen Personen, an den Gemeindevertreterinnen oder -vertreter, 

oder die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister beteiligt sind, sind ohne Genehmigung der Ge-

meindevertretung rechtsverbindlich, wenn die Auftragsvergabe unter Anwendung des für die jewei-

lige Auftragsart geltenden Vergaberechts erfolgt ist und der Auftragswert den Betrag von   

6.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistungen einen Betrag von 2.000 € im Monat, nicht übersteigt. 

Erfolgt die Auftragsvergabe unter den Voraussetzungen des Satzes 1 im Wege der freihändigen 

Vergabe/Verhandlungsvergabe ist der Vertrag ohne Beteiligung der Gemeindevertretung rechts-

verbindlich, wenn der Auftragswert den Betrag von 6.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistungen 

einen Betrag in Höhe von 500,00 € im Monat, nicht übersteigt. 

 

§ 9 

Verpflichtungserklärungen 

 

Verpflichtungserklärungen zu Geschäften, deren Wert 6.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistun-

gen monatlich 500,00 €, nicht übersteigt, sind rechtsverbindlich, auch wenn sie nicht den Formvor-

schriften des § 51 Abs. 2 und 3 der Gemeindeordnung entsprechen. Satz 1 gilt entsprechend für 

Arbeitsverträge mit Beschäftigten. 
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§ 10 

Veröffentlichungen 

 

(1) Satzungen der Gemeinde werden durch Abdruck im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Am-

tes Mittelholstein veröffentlicht. Es trägt die Bezeichnung „Amtsblatt des Amtes Mittelholstein“, er-

scheint dienstags und freitags wenn Veröffentlichungen vorliegen, und ist kostenlos bei der Amts-

verwaltung in Hohenwestedt, Am Markt 15 oder in den Verwaltungsstellen in Aukrug, Bargfelder 

Straße 10 und in Hanerau-Hademarschen, Kaiserstraße 11, erhältlich. 

Fällt der Erscheinungstag auf einen Feiertag, so erscheint das Bekanntmachungsblatt am davor 

liegenden Werktag. 

Für den Fall, dass eine zusätzliche Ausgabe erscheint, wird auf das Erscheinen und den amtlichen 

Teil in der „Schleswig-Holsteinischen Landeszeitung“ und dem „Holsteinischen Courier“ hingewie-

sen. 

(2) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und Verzeichnissen ist in der Form 

des Absatzes 1 hinzuweisen.  

(3) Andere gesetzlich vorgeschriebene öffentliche Bekanntmachungen erfolgen ebenfalls in der 

Form des Absatzes 1, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist. 

 

§ 11 

Inkrafttreten 

 

Die Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Haupt-

satzung vom 30.06.2021 außer Kraft.  

 

Die Genehmigung nach § 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung wurde durch Verfügung des Landrats 

des Kreises Rendsburg-Eckernförde vom 15.07.2022 erteilt. 

 

 

Wapelfeld, den 20.07.2022 

 

 

gez.    (L.S.) 
 
Volker Delfs 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Hauptsatzung 

der Gemeinde Mörel 

(Kreis Rendsburg-Eckernförde) 

 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 und 2 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. 

Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. 2003, S. 57) in der zuletzt geänderten Fassung vom 04. März 2022 

(GVOBl. Schl.-Holst. S. 153), wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 15.06.2022 und 

mit Genehmigung des Landrates des Kreises Rendsburg-Eckernförde folgende Hauptsatzung für 

die Gemeinde Mörel erlassen: 

 

§ 1 

Siegel 

 

Das Dienstsiegel zeigt das kleine Landeswappen mit der Inschrift „Gemeinde Mörel, Kreis Rends-

burg-Eckernförde“. 

 

§ 2 

Bürgermeisterin oder Bürgermeister 

 

(1) Der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister obliegen die ihr oder ihm gesetzlich übertragenen 

Aufgaben. 

(2) Sie oder er entscheidet ferner über 

1.  Stundungen bis zu einem Betrag von 20.000,00 €,  

2. Niederschlagung von Ansprüchen, soweit ein Betrag von 5.000,00 € nicht überschritten 

wird.  

3. Verzicht auf Ansprüche der Gemeinde, soweit ein Betrag von 1.000,00 € nicht überschritten 

wird.  

4. Übernahme von Bürgschaften, Abschluss von Gewährverträgen und Bestellung anderer Si-

cherheiten für Dritte sowie Rechtsgeschäfte, die dem wirtschaftlich gleichkommen, soweit 

ein Betrag von 6.000,00 € nicht überschritten wird, 

5. Erwerb von Vermögensgegenständen, soweit der Wert des Vermögensgegenstandes einen 

Betrag von 6.000,00 € nicht übersteigt, 

6. Abschluss von Leasing-Verträgen, soweit die monatliche Belastung einen Betrag von 

500,00 € und die jährliche Belastung einen Betrag von 6.000,00 € nicht übersteigt, 

7. Veräußerung und Belastung von Gemeindevermögen, soweit der Wert des Vermögensge-

genstandes oder die Belastung einen Wert von 6.000,00 € nicht übersteigt, 

8. Annahme oder Vermittlung von Schenkungen, Spenden und Erbschaften bis zu einem Wert 

von 6.000,00 €, 

9. Anmietung und Anpachtung von Grundstücken und Gebäuden, soweit der monatliche Miet-

zins 500,00 € nicht übersteigt, 

10. Vergabe von Aufträgen bis zu einem Wert von 25.000,00 €, 
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11. Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistungen bis zu einem Wert von 6.000,00 €, 

12. die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach dem Baugesetzbuches, 

13. Verzichtserklärungen zum gemeindlichen Vorkaufsrecht nach dem Baugesetzbuch. 

(3) Der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister wird die Entscheidung über die Einstellung von 

befristet Beschäftigten, geringfügig Beschäftigen im Einvernehmen mit der Amtsdirektorin oder 

dem Amtsdirektor übertragen. 

 

§ 3 

Gleichstellungsbeauftragte 

 

Die Gleichstellungsbeauftragte des Amtes Mittelholstein kann an den Sitzungen der Gemeindever-

tretung und der Ausschüsse teilnehmen.  

Das Teilnahmerecht gilt auch für nichtöffentliche Teile von Sitzungen. Zeit, Ort und Tagesordnung 

der Sitzung sind ihr rechtzeitig bekannt zu geben. In Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs ist 

ihr auf Wunsch das Wort zu erteilen. 

 

§ 4 

Ständiger Ausschuss 

 

(1) Der folgende ständige Ausschuss nach § 45 Abs. 1 GO wird gebildet: 

 a)  Rechnungsprüfungsausschuss 

 Zusammensetzung: 

 3 Gemeindevertreterinnen oder -vertreter 

 Aufgabengebiet: 

 Prüfungswesen im Sinne des 1. Abschnitts des 6. Teils der GO 

(2) Neben dem in Absatz 1 genannten ständigen Ausschuss der Gemeindevertretung werden die 

nach besonderen gesetzlichen Vorschriften zu bildenden Ausschüsse bestellt. 

(3) Die Gemeindevertretung kann für die Ausschussvorsitzende/den Ausschussvorsitzenden eine 

Stellvertreterin oder einen Stellvertreter wählen. 

(4) Den Ausschüssen wird die Entscheidung über die Befangenheit ihrer Mitglieder und der nach § 

46 Abs. 9 GO an den Ausschusssitzungen teilnehmenden Personen übertragen.  

 

§ 5 

Gemeindevertretung 

 

Die Gemeindevertretung trifft die ihr nach § 27 und 28 GO zugewiesenen Entscheidungen, soweit 

sie sie nicht auf die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister oder auf ständige Ausschüsse über-

tragen hat.  
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§ 6 

Einwohnerversammlung 

 

(1) Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung kann eine Versammlung der Einwohnerin-

nen und Einwohner einberufen. Das Recht der Gemeindevertretung, die Einberufung einer Ein-

wohnerversammlung zu verlangen, bleibt unberührt.  

(2) Für die Einwohnerversammlung ist von der oder dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung 

eine Tagesordnung aufzustellen. Die Tagesordnung kann aus der Einwohnerversammlung ergänzt 

werden, wenn mindestens die Hälfte der anwesenden Einwohnerinnen und Einwohner einverstan-

den sind. Zeit, Ort und Tagesordnung der Einwohnerversammlung sind öffentlich bekannt zu ge-

ben.  

(3) Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung leitet die Einwohnerversammlung. Sie oder 

er kann die Redezeit auf bis zu 3 Minuten je Rednerin oder Redner beschränken, falls dies zur 

ordnungsmäßigen Durchführung der Einwohnerversammlung erforderlich ist. Sie oder er übt das 

Hausrecht aus. 

(4) Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung berichtet in der Einwohnerversammlung 

über wichtige Angelegenheiten der Gemeinde und stellt diese zur Erörterung. Einwohnerinnen und 

Einwohnern ist hierzu auf Wunsch das Wort zu erteilen. Über Anregungen und Vorschläge aus der 

Einwohnerversammlung ist offen abzustimmen. Vor der Abstimmung sind die Anregungen und 

Vorschläge schriftlich festzulegen. Sie gelten als angenommen, wenn für sie die Stimmen mindes-

tens der Hälfte der anwesenden Einwohnerinnen und Einwohner abgegeben werden. Eine Ab-

stimmung über Anregungen und Vorschläge, die nicht Gemeindeangelegenheiten betreffen, ist 

nicht zulässig. 

(5) Über jede Einwohnerversammlung ist eine Niederschrift aufzunehmen. Die Niederschrift soll 

mindestens enthalten: 

  1. die Zeit und den Ort der Einwohnerversammlung,  

  2. die Zahl der teilnehmenden Einwohnerinnen und Einwohner,  

  3. die Angelegenheiten, die Gegenstand der Einwohnerversammlung waren,  

  4. den Inhalt der Anregungen und Vorschläge, über die abgestimmt wurde und das Ergebnis der 

      Abstimmung.  

Die Niederschrift wird von der oder dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung und der Protokoll-

führerin oder dem Protokollführer unterzeichnet.  

(6) Anregungen und Vorschläge der Einwohnerversammlung, die in der Gemeindevertretung be-

handelt werden müssen, sind dieser zur nächsten Sitzung zur Beratung vorzulegen. 

 

§ 7 

Sitzungen in Fällen höherer Gewalt 

 

(1) Bei Naturkatastrophen, aus Gründen des Infektionsschutzes oder vergleichbaren außer-

gewöhnlichen Notsituationen, die eine Teilnahme der Gemeindevertreterinnen und -vertreter an    

Sitzungen der Gemeindevertretung erschweren oder verhindern, können die notwendigen Sitzun-

gen der Gemeindevertretung ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder im Sitzungsraum als 

Videokonferenz durchgeführt werden. Dabei werden geeignete technische Hilfsmittel eingesetzt, 

durch die die Sitzung einschließlich der Beratungen und Beschlussfassungen zeitgleich in Bild und 

Ton an alle Personen mit Teilnahmerechten übertragen werden. Die Entscheidung hierüber trifft 

die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister. 
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(2) Sitzungen der Ausschüsse und der Beiräte können im Sinne des Absatzes 1 durchgeführt wer-

den.  

(3) In einer Sitzung nach Abs. 1 und 2 findet eine Wahl im Falle eines Widerspruchs nach § 40 

Abs. 2 GO durch geheime briefliche Abstimmung statt.  

(4) Die Gemeinde entwickelt ein Verfahren, wie Einwohnerinnen und Einwohner im Fall der Durch-

führungen von Sitzungen im Sinne des Absatzes 1 Fragen zu Beratungsgegenständen oder ande-

ren Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft stellen und Vorschläge und Anregungen unter-

breiten können. Das Verfahren wird mit der Tagesordnung zur Sitzung im Sinne des Absatzes 1 

bekanntgemacht.  

(5) Die Öffentlichkeit im Sinne des § 35 Abs. 1 Satz 1 GO wird durch eine zeitgleiche Übertragung 

von Bild und Ton in einem öffentlich zugänglichen Raum und durch eine Echtzeitübertragung oder 

eine vergleichbare Einbindung über Internet hergestellt. 

 

§ 8 

Verträge mit Gemeindevertreterinnen und -vertretern 

 

Verträge der Gemeinde mit Gemeindevertreterinnen und -vertretern oder der Bürgermeisterin oder 
dem Bürgermeister und juristischen Personen, an denen Gemeindevertreterinnen oder -vertreter  
oder die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister beteiligt sind, sind ohne Genehmigung der Ge-
meindevertretung rechtsverbindlich, wenn die Auftragsvergabe unter Anwendung des für die jewei-
lige Auftragsart geltenden Vergaberechts erfolgt ist und der Auftragswert den Betrag von 
25.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistungen einen Betrag von 2.000,00 € im Monat, nicht über-
steigt. Erfolgt die Auftragsvergabe unter den Voraussetzungen des Satzes 1 im Wege der freihän-
digen Vergabe / Verhandlungsvergabe ist der Vertrag ohne Beteiligung der Gemeindevertretung 
rechtsverbindlich, wenn der Auftragswert den Betrag von 6.000,00 €, bei wiederkehrenden Leis-
tungen einen Betrag in Höhe von 500,00 € im Monat, nicht übersteigt. 

 

§ 9 

Verpflichtungserklärungen 

 

Verpflichtungserklärungen zu Geschäften, deren Wert 6.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistun-
gen monatlich 500,00 €, nicht übersteigt, sind rechtsverbindlich, auch wenn sie nicht den Formvor-
schriften des § 51 Abs. 2 und 3 der Gemeindeordnung entsprechen. Satz 1 gilt entsprechend für 
Arbeitsverträge mit Beschäftigten. 

 

§ 10 

Veröffentlichungen 

 

(1) Satzungen der Gemeinde werden durch Abdruck im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Am-

tes Mittelholstein veröffentlicht. Es trägt die Bezeichnung „Amtsblatt des Amtes Mittelholstein“, er-

scheint dienstags und freitags wenn Veröffentlichungen vorliegen, und ist kostenlos bei der Amts-

verwaltung in Hohenwestedt, Am Markt 15 oder in den Verwaltungsstellen in Aukrug, Bargfelder 

Straße 10 und in Hanerau-Hademarschen, Kaiserstraße 11, erhältlich. 

Fällt der Erscheinungstag auf einen Feiertag, so erscheint das Bekanntmachungsblatt am davor 

liegenden Werktag. Für den Fall, dass eine zusätzliche Ausgabe erscheint, wird auf das Erschei-

nen und den amtlichen Teil in der „Schleswig-Holsteinischen Landeszeitung“ und dem „Holsteini-

schen Courier“ hingewiesen. 
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(2) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und Verzeichnissen ist in der Form 

des Absatzes 1 hinzuweisen.  

(3) Andere gesetzlich vorgeschriebene öffentliche Bekanntmachungen erfolgen ebenfalls in der 

Form des Absatzes 1, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist.  

 

§ 11 

Inkrafttreten 

 

Die Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Haupt-

satzung der Gemeinde Mörel vom 15.07.2021 außer Kraft.  

Die Genehmigung nach § 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung wurde durch Verfügung des Landrats 

des Kreises Rendsburg-Eckernförde vom 15.07.2022 erteilt. 

 

 

Mörel, den 20.07.2022 

 

 

gez.    (L.S.) 

 

Bernd Steinbach 

(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

 
Amt Mittelholstein  
- Der Amtsdirektor - 
für die Gemeinde Beldorf 
 
Bekanntmachung der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 4  
„Bürgersolarpark Beldorf“ der Gemeinde Beldorf für das Gebiet nördlich der L 316 und öst-
lich des Nord-Ostsee-Kanals auf den Parzellen sämtlich Gemarkung Beldorf, Flur 9, die 
Flurstücke 10, 143/34, 170/11, 188/32, 3/2, 3/7, 3/8, 3/9, 33/1, 38/1, 39/1, 42/5, 44/1, 49/3, 5/1, 
51/2, 76/36, 8/1, 9 Flur 2, die Flurstücke 137/22, 149/47, 165/41, 181, 34/1, 39/1, 48/1, 49/1, 50, 
51, 65/1, 68/1, 71/2, 73/2 sowie Flur 8, Flurstücke 42/3 und 8/16 (siehe Planskizze) 
 

 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Beldorf hat auf ihrer Sitzung am 21.07.2022 die Aufstel-
lung des vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 4 „Bürgersolarpark Beldorf“ der Gemeinde Bel-
dorf für das Gebiet nördlich der L 316 und östlich des Nord-Ostsee-Kanals auf den Parzellen sämt-
lich Gemarkung Beldorf, Flur 9, die Flurstücke 10, 143/34, 170/11, 188/32, 3/2, 3/7, 3/8, 3/9, 33/1, 
38/1, 39/1, 42/5, 44/1, 49/3, 5/1, 51/2, 76/36, 8/1, 9 Flur 2, die Flurstücke 137/22, 149/47, 165/41, 
181, 34/1, 39/1, 48/1, 49/1, 50, 51, 65/1, 68/1, 71/2, 73/2 sowie Flur 8, Flurstücke 42/3 und 8/16 
beschlossen. 

 
Planskizze (unmaßstäblich) 

des Gebietes des vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 4 „Bürgersolarpark Beldorf“  
der Gemeinde Beldorf 

 

 
 
Dieser Beschluss wird hiermit bekannt gemacht. 
 
Hohenwestedt den 26.07.2022 
 
Amt Mittelholstein  
- Der Amtsdirektor - 
Im Auftrag 
gez. Janine Heitmann-Rohweder 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Amt Mittelholstein  
- Der Amtsdirektor - 
für die Gemeinde Beldorf 
 
Bekanntmachung der Aufstellung der 6. Änderung des Flächennutzungsplanes  
„Bürgersolarpark Beldorf“ der Gemeinde Beldorf für das Gebiet nördlich der L 316 und öst-
lich des Nord-Ostsee-Kanals auf den Parzellen sämtlich Gemarkung Beldorf, Flur 9, die 
Flurstücke 10, 143/34, 170/11, 188/32, 3/2, 3/7, 3/8, 3/9, 33/1, 38/1, 39/1, 42/5, 44/1, 49/3, 5/1, 
51/2, 76/36, 8/1, 9 Flur 2, die Flurstücke 137/22, 149/47, 165/41, 181, 34/1, 39/1, 48/1, 49/1, 50, 
51, 65/1, 68/1, 71/2, 73/2 sowie Flur 8, Flurstücke 42/3 und 8/16 (siehe Planskizze) 
 

 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Beldorf hat auf ihrer Sitzung am 21.07.2022 die Aufstel-
lung der 6. Änderung des Flächennutzungsplanes „Bürgersolarpark Beldorf“ der Gemeinde Beldorf 
für das Gebiet nördlich der L 316 und östlich des Nord-Ostsee-Kanals auf den Parzellen sämtlich 
Gemarkung Beldorf, Flur 9, die Flurstücke 10, 143/34, 170/11, 188/32, 3/2, 3/7, 3/8, 3/9, 33/1, 
38/1, 39/1, 42/5, 44/1, 49/3, 5/1, 51/2, 76/36, 8/1, 9 Flur 2, die Flurstücke 137/22, 149/47, 165/41, 
181, 34/1, 39/1, 48/1, 49/1, 50, 51, 65/1, 68/1, 71/2, 73/2 sowie Flur 8, Flurstücke 42/3 und 8/16 
beschlossen.. 

 
Planskizze (unmaßstäblich) 

des Gebietes der 6. Änderung des Flächennutzungsplanes „Bürgersolarpark Beldorf“  
der Gemeinde Beldorf 

 

 
 
Dieser Beschluss wird hiermit bekannt gemacht. 
 
Hohenwestedt den 26.07.2022 
 
Amt Mittelholstein  
- Der Amtsdirektor - 
Im Auftrag 
gez. Janine Heitmann-Rohweder 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Benutzungs- und Gebührensatzung 

des Schulverbandes Hanerau-Hademarschen und Todenbüttel 

für den Offenen Ganztag an der Theodor-Storm-

Dörfergemeinschaftsschule 

 

Aufgrund § 5 Abs. 6 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (GkZ) vom 28. Februar 2003 

(GVOBl. Schl.-Holst. S. 122) in der zuletzt geänderten Fassung vom 07. September 2020 (GVOBl. 

Schl.-Holst. S. 514) in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-

Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 57) in der zuletzt geänderten Fas-

sung vom 04. März 2022 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 153) und der §§ 1 Abs. 2 Satz 1, 2 Abs. 1 Satz 1, 

4 Abs. 1 Alternative 2 und 6 Abs. 1 bis 4 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-

Holstein (KAG) vom 10.Januar 2005 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 27) in der zuletzt geänderten Fassung 

vom 17. März 2022 (GVOBl. Sch.-Holst. S. 301) wird nach Beschlussfassung durch die Verbands-

versammlung des Schulverbandes Hanerau-Hademarschen und Todenbüttel vom 18.05.2022 fol-

gende Benutzungs- und Gebührensatzung für den Offenen Ganztag an der Theodor-Storm-

Dörfergemeinschaftsschule erlassen: 

 

§ 1 

Allgemeines 

 

(1) Der Schulverband Hanerau-Hademarschen und Todenbüttel unterhält eine Offene Ganztags-

schule (OGS) als öffentliche Einrichtung. 

(2) Das Angebot der Offenen Ganztagsschule richtet sich an Schülerinnen und Schüler, die in der 

Theodor-Storm-Dörfergemeinschaftsschule beschult werden. 

(3) Die Offene Ganztagsschule bietet eine Ergänzung zum planmäßigen Unterricht. Die Teilnahme 

am Ganztagsangebot ist freiwillig. 

 

§ 2 

Aufnahme in die Offene Ganztagsschule 

 

(1) Im Rahmen der verfügbaren Plätze werden grundsätzlich alle Schülerinnen und Schüler der 

Theodor-Storm-Dörfergemeinschaftsschule standortbezogen aufgenommen.  

(2) Vor Aufnahme in die Offene Ganztagsschule ist ein Anmeldeformular auszufüllen und von den 

Erziehungsberechtigten zu unterschreiben. Die Anmeldung erfolgt jeweils für ein Schulhalbjahr, 

eine Aufnahme ist über das ganze Schuljahr zum 01. eines Monats möglich. Sollte die Anzahl der 

Anmeldungen die Anzahl der freien Plätze übersteigen, wird die Platzvergabe nachfolgenden Krite-

rien erfolgen:  

1. Schülerinnen und Schüler, deren Erziehungsberechtigte/-n berufstätig ist/sind, sich in einer 

Ausbildung oder in einem Studium befinden oder an einer beruflichen Qualifizierungsmaß-

nahme teilnehmen (mit Bescheinigung des Arbeitgebers) 

2. Schülerinnen und Schüler, deren Erziehungsberechtigte/-n alleinerziehend ist 

3. Soziale Indikation (Einzelfallentscheidung durch die Leitung und den Träger) 
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§ 3 

Benutzungsverhältnis 

 

(1) Die Betreuung in der Offenen Ganztagsschule beginnt jeweils am 1. Schultag eines Schulhalb-

jahres und endet am letzten Schultag eines Schulhalbjahres. 

(2) Die Erstanmeldung einer Schülerin/eines Schülers für das kommende 1. Schulhalbjahr sollte 2 

Wochen vor den Sommerferien, für das 2. Schulhalbjahr bis zum 15. Januar erfolgen. 

(4) Das Benutzungsverhältnis endet mit Ablauf eines Schulhalbjahres automatisch. Eine vorzeitige 

Kündigung ist nur in begründeten Ausnahmefällen (z. B. Schulwechsel/Kurswegfall) möglich. Das 

Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. Die Kündigung hat schriftlich durch 

das Abmeldeformular zu erfolgen.  

 

§ 4 

Fernbleiben und Ausschluss von der Offenen Ganztagsschule 

 

(1) Ist eine Schülerin/ein Schüler verhindert (z. B. durch Krankheit), die Offene Ganztagsschule zu 

besuchen, ist dieses im Büro der Offenen Ganztagsschule oder im Sekretariat der Schule mitzutei-

len. 

(3) Die Schülerinnen und Schüler in der Betreuung haben den Anweisungen des Betreuungsper-

sonals Folge zu leisten. Bei Missachtung der Anweisungen werden die Erziehungsberechtigten 

informiert. Sollte nach Ausschöpfung aller zur Verfügung stehenden pädagogischen Mittel die 

Schülerin/der Schüler den Anweisungen der Betreuungsperson nicht Folge leisten, so ist der Trä-

ger berechtigt, das Betreuungsverhältnis mit einer Frist von 1 Woche zu kündigen. Eine Gebüh-

renerstattung erfolgt nicht.  

(4) Wenn eine Schülerin/ein Schüler die Persönlichkeitsrechte/persönliche Grenzen einer anderen 

Schülerin/eines anderen Schülers in einem deutlich gravierenden Maße überschreitet oder verletzt, 

kann der Betreuungsverhältnis mit sofortiger Wirkung gekündigt werden.  

 

§ 5 

Öffnungszeiten und Gebühren 

 

(1) Die Offene Ganztagsschule ist außerhalb der Ferienzeiten zu folgenden Zeiten geöffnet: 

Standort Hanerau-Hademarschen 

Montag bis Freitag  07:00 Uhr bis 08:00 Uhr Frühbetreuung 

Montag bis Donnerstag 12:45 Uhr bis 15:45 Uhr OGS-Kurse 

Freitag    12.45 Uhr bis 15.45 Uhr OGS-Kurse 

    Bis 14:45 Uhr   Lernzeit ab 5. Klasse 

Standort Todenbüttel 

Montag bis Freitag  07:00 Uhr bis 08:00 Uhr Frühbetreuung 

Montag bis Donnerstag 12:45 Uhr bis 15:45 Uhr OGS-Kurse 

Freitag    12.45 Uhr bis 13.40 Uhr OGS-Kurse 
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(2) Die regelmäßige Gebühr für die Inanspruchnahme der Offenen Ganztagsschule beträgt monat-

lich je Schülerin/Schüler 

a. für die Frühbetreuung   15,00 € 

b. für die Kurse im Offenen Ganztag  30,00 € 

(3) Die Kosten für das Verbrauchsmaterial in den Kursen sind in der Gebühr für die Inanspruch-

nahme der Offenen Ganztagsschule nicht enthalten. Diese sind von den Erziehungsberechtigten 

zu tragen. 

 

§ 6 

Mittagessen 

 

(1) Es wird den Schülerinnen und Schülern im Rahmen des Offenen Ganztages ein Mittagessen 

angeboten. Das Mittagessen kann für jeden Wochentag separat gebucht werden. 

(2) Die Gebühr für das Mittagessen ist in der Gebühr für die Inanspruchnahme der Offenen Ganz-

tagsschule nicht enthalten und wird mit jeweils 3,50 € gesondert abgerechnet. 

(3) Bei Anspruch auf Bildung und Teilhabe ist das Mittagessen kostenfrei und wird durch das Amt 

Mittelholstein direkt mit dem Leistungsträger abgerechnet. Der Leistungsbescheid ist vorzulegen. 

 

§ 7 

Grundlagen der Gebührenerhebung 

 

(1) Die Gebühr für die Inanspruchnahme der Offenen Ganztagsschule wird durch einen schriftli-

chen Bescheid erhoben. Die Gebührenpflicht beginnt mit der Aufnahme der Schülerin/des Schü-

lers. 

(2) Gebührenschuldner sind die Erziehungsberechtigten der Schülerinnen und Schüler, die die 

Offene Ganztagsschule besuchen. Mehrere Erziehungsberechtigte haften als Gesamtschuldner. 

 

§ 8 

Ermäßigung 

 

(1) Ab dem 3. Kind entfällt die Gebührenpflicht. 

(2) Schülerinnen und Schüler mit Anspruch auf Bildung und Teilhabe zahlen eine Gebühr in Höhe 

von 15,00 € für die Kurse im Offenen Ganztag. Die Gebühr wird durch das Amt Mittelholstein direkt 

mit dem Leistungsträger abgerechnet. 

 

§ 9 

Fälligkeit der Gebühren 

 

(1) Die Gebühren sind zum 01. eines Monats im Voraus fällig und werden mittels Lastschriftein-

zugsverfahren durch das Amt Mittelholstein vom Konto abgebucht. 

(2) Wird eine Schülerin/ein Schüler im laufenden Monat in die Offene Ganztagsschule aufgenom-

men, so ist die volle Gebühr für den jeweiligen Kalendermonat zu entrichten. Auch bei einem ge-
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nehmigten Ausscheiden innerhalb des vereinbarten Zeitraumes ist die Gebühr für den ganzen Mo-

nat zu zahlen, in dem die Schülerin/der Schüler ausscheidet. 

(3) Die Gebühr für die Offene Ganztagsschule ist auch dann in voller Höhe weiter zu zahlen, wenn 

eine Schülerin/ein Schüler aus persönlichen Gründen (z.B. Krankheit)  nicht an der Betreuung teil-

nehmen kann oder die Offene Ganztagsschule aus Gründen, die der Träger nicht zu vertreten hat 

(z.B. behördliche Schließung, kurzfristige Personalausfälle) geschlossen werden muss. 

(4) Werden Gebühren über einen Zeitraum von mehr als 2 Monaten unbegründet nicht gezahlt, 

kann die Teilnahmeberechtigung der Schülerin/des Schülers an den Kursen des Offenen Ganzta-

ges eingestellt werden. 

 

§ 10 

Datenverarbeitung 

 

(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 

Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen Da-

ten, die aus der Prüfung der persönlichen Unterlagen bekannt geworden sind, durch den Schul-

verband Hanerau-Hademarschen und Todenbüttel zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die 

aus melderechtlichen Gründen erhoben und gespeichert sind. Das Amt Mittelholstein als für den 

Schulverband Hanerau-Hademarschen und Todenbüttel zuständige Verwaltungsbehörde darf sich 

dieser Daten zum Zwecke der Gebührenerhebung nach dieser Satzung bedienen und sie weiter-

verarbeiten. 

(2) Der Schulverband Hanerau-Hademarschen und Todenbüttel bzw. das Amt Mittelholstein ist 

befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von nach Absatz 1 anfallen-

den oder angefallenen Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebührener-

hebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese zum Zwecke der Gebüh-

renerhebung nach dieser Gebührensatzung zu verwenden und weiter zu verarbeiten. 

 

§ 11 

Inkrafttreten 

 

Die Benutzungs- und Gebührensatzung des Schulverbandes Hanerau-Hademarschen und Toden-

büttel für den Offenen Ganztag an der Theodor-Storm-Dörfergemeinschaftsschule tritt am 

01.08.2022 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Benutzungs- und Gebührensatzung des Schulverbandes Hanerau-

Hademarschen und Todenbüttel für den Offenen Ganztag an der Theodor-Strom-

Dörfergemeinschaftssschule vom 08.07.2021 außer Kraft. 

 

 

Hanerau-Hademarschen, den 11.07.2022 

 

 

gez.    (L.S.) 

 

Jörg Hommel 

(Verbandsvorsteher) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 

über die Abwasserbeseitigung 

der Gemeinde Mörel 

 (Allgemeine Abwasserbeseitigungssatzung - AAS) 

 

Aufgrund der §§ 4 Abs. 1 Satz 1 und 17 Abs. 2 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) 

in der Fassung vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 57) in der zuletzt geänderten Fas-

sung vom 04. März 2022 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 153) und der §§ 44 Abs. 3 S. 1, 45 Abs. 1 bis 4 

sowie 111 Abs. 2 des Landeswassergesetzes (LWG) vom 13. November 2019 (GVOBl. Schl.-Holst. 

S. 425) in der zuletzt geänderten Fassung vom 03. Mai 2022 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 562) wird 

nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Mörel vom 15. Juni 2022 die 

folgende Satzung erlassen. 

 

INHALTSÜBERSICHT 

I. Abschnitt: Abwasserbeseitigungseinrichtungen  

§ 1 Abwasserbeseitigungspflicht  

§ 2 Übertragung der Schmutzwasserbeseitigungspflicht  

§ 3 Übertragung der Niederschlagswasserbeseitigungspflicht  

§ 4 Öffentliche Einrichtungen  

§ 5 Bestandteile der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen  

§ 6 Begriffsbestimmungen  

II. Abschnitt: Anschluss- und Benutzungsrecht/Anschluss- und Benutzungszwang  

§ 7 Anschluss- und Benutzungsrecht  

§ 8 Ausschluss und Beschränkung des Anschlussrechts  

§ 9 Ausschluss und Beschränkung des Benutzungsrechts  

§ 10 Anschluss- und Benutzungszwang  

§ 11 Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang  

§ 12 Antragsverfahren  

§ 13 Anzeige, Anschlussgenehmigung, Abnahmeverfahren  

III. Abschnitt: Grundstücksanschlusskanäle und Grundstücksentwässerungsanlagen  

§ 14 Anzahl und Ausführung der Grundstücksanschlusskanäle  

§ 15 Bau und Unterhaltung der Grundstücksanschlusskanäle  

§ 16 Grundstücksentwässerungsanlage  

§ 17 Überwachung der Grundstücksentwässerungsanlage  

§ 18 Sicherung gegen Rückstau  

IV. Abschnitt: Besondere Bestimmungen für die dezentrale Schmutzwasserbeseitigung  

§ 19 Bau, Betrieb und Überwachung  

§ 20 Einbringungsverbote  

§ 21 Entleerung  

V. Abschnitt: Grundstücksbenutzung  

§ 22 Zutrittsrecht  

§ 23 Grundstücksbenutzung  
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VI. Abschnitt: Beiträge, Kosten und Benutzungsgebühren  

§ 24 Beiträge und Benutzungsgebühren  

§ 25 Kostenerstattung  

VII. Abschnitt: Schlussvorschriften  

§ 26 Maßnahmen an der öffentlichen Abwasseranlage  

§ 27 Anzeigepflichten  

§ 28 Altanlagen  

§ 29 Haftung  

§ 30 Ordnungswidrigkeiten  

§ 31 Datenschutz  

§ 32 Übergangsregelung  

§ 33 Inkrafttreten  

 

 

I. Abschnitt: Abwasserbeseitigungseinrichtungen 

 

§ 1  

Abwasserbeseitigungspflicht  

 

(1) Die Gemeinde Mörel ist zur Abwasserbeseitigung nach dem Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 

und dem Landeswassergesetz (LWG) verpflichtet. 

(2) Die öffentliche Abwasserbeseitigung im Sinne dieser Satzung umfasst 

1. das Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln von 

Schmutzwasser und Niederschlagswasser, 

2. das Einsammeln, Abfahren und die Beseitigung des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms 

und des in abflusslosen Gruben gesammelten Abwassers sowie 

3. die Einleitung und Behandlung in Abwasseranlagen. 

(3) Abwasser im Sinne dieser Satzung ist Wasser, das durch häuslichen, gewerblichen, landwirt-

schaftlichen oder sonstigen Gebrauch verunreinigt oder sonst in seinen Eigenschaften verändert 

ist oder das von Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Grundstücken 

abfließt. 

 

§ 2 

Übertragung der Schmutzwasserbeseitigungspflicht 

 

(1) Wenn der Gemeinde die Übernahme des Schmutzwassers technisch oder wegen der unver-

hältnismäßigen Kosten nicht möglich ist, kann sie den Grundstückseigentümern die Beseitigung 

durch Kleinkläranlagen vorschreiben (§ 45 Abs. 2 Landeswassergesetz). Ihnen wird hiermit inso-

weit die Abwasserbeseitigungspflicht übertragen. Für diese Grundstücke wird die zentrale (lei-

tungsgebundene) Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung nicht vorgehalten und betrieben; inso-

weit besteht kein Anschluss- und Benutzungsrecht nach § 7. Die Verpflichtung zur Beseitigung 

des in den Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms verbleibt bei der Gemeinde; insoweit gelten 

die Bestimmungen dieser Satzung über die dezentrale Schmutzwasserbeseitigung.  
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(2) Soweit Grundstückseigentümer das häusliche Abwasser von ihren Grundstücken in abflusslo-

sen Gruben zu sammeln haben, verbleibt die Schmutzwasserbeseitigungspflicht bei der Gemein-

de. Für diese Grundstücke wird die zentrale Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung nicht vorge-

halten und betrieben; insoweit besteht kein Anschluss- und Benutzungsrecht nach § 7. Für diese 

Grundstücke gelten die Bestimmungen dieser Satzung über die dezentrale Schmutzwasserbesei-

tigung. 

(3) Soweit die Gemeinde die Pflicht zur Beseitigung von Abwasser aus gewerblichen Betrieben 

und anderen Anlagen gemäß § 45 Abs. 3 Landeswassergesetz den gewerblichen Betrieben oder 

den Betreibern der Anlagen überträgt, gilt diese Satzung nicht, insbesondere besteht kein An-

schluss- und Benutzungsrecht nach § 7. 

 

§3 

Übertragung der Niederschlagswasserbeseitigungspflicht 

 

(1) Niederschlagswasser ist auf den Grundstücken, auf denen es anfällt, zu versickern oder zu 

verrieseln, sofern dies ohne unverhältnismäßige Kosten möglich ist und die Voraussetzungen an 

die erlaubnisfreie Beseitigung von Niederschlagswasser nach § 21 Abs. 1 Nr. 3 LWG vorliegen. 

(2) Die Pflicht zur Beseitigung des Niederschlagswassers wird insofern auf die Grundstückseigen-

tümer übertragen. 

(3) Bei der Bemessung, der Ausgestaltung und dem Betrieb der Versickerungsanlage sind die 

allgemein anerkannten Regeln der Technik zu beachten. Die für die Versickerung oder Verriese-

lung erforderlichen Flächen mit ausreichender Versickerungsfähigkeit ohne eine Ableitung auf öf-

fentliche Flächen oder Nachbargrundstücke sind vom Grundstückseigentümer vorzuhalten und 

auf Anforderung nachzuweisen. Dabei ist hinsichtlich der anfallenden Niederschlagswassermenge 

von den in der Gemeinde üblichen Starkregenereignissen (Gewitterregen) auszugehen. 

(4) Die Grundstückseigentümer haben alle Veränderungen auf ihrem Grundstück, die die Übertra-

gung der Pflicht zur Niederschlagswasserbeseitigung betrifft, insbesondere Versickerungen, die 

nicht mehr erlaubnisfrei sind, Grundstücksteilungen oder Veränderungen der Versickerungsfähig-

keit des Bodens unverzüglich mitzuteilen. Die Gemeinde behält sich die Rücknahme der Übertra-

gung der Beseitigungspflicht vor. 

 

§ 4 

Öffentliche Einrichtungen 

 

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgabe der öffentlichen Abwasserbeseitigung betreibt und unterhält die 

Gemeinde in ihrem Gebiet öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtungen. 

(2) Eine selbständige öffentliche Einrichtung wird gebildet zur zentralen Schmutz- und Nieder-

schlagswasserbeseitigung im Misch- und Trennsystem. 

(3) Eine selbständige öffentliche Einrichtung wird gebildet zur Beseitigung des in Kleinkläranlagen 

anfallenden Schlamms und des in abflusslosen Gruben gesammelten Abwassers (dezentrale 

Schmutzwasserbeseitigung). 
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(4) Eine selbständige öffentliche Einrichtung wird auch gebildet zur Beseitigung des Nieder-

schlagswassers von Grundstücken, auf deren Eigentümer die Gemeinde die Pflicht zur Nieder-

schlagswasserbeseitigung nicht übertragen hat, für die keine zentrale Niederschlagswasserbesei-

tigung im Misch- oder Trennsystem besteht und für die die Anlagen zur Beseitigung des Nieder-

schlagswassers auf den Grundstücken nicht als Bestandteil der Einrichtung von der Gemeinde 

vorgehalten und betrieben werden (dezentrale Niederschlagswasserbeseitigung). 

 

§ 5 

Bestandteile der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen 

 

(1) Zur jeweiligen zentralen, öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtung gehören ohne Rück-

sicht auf ihre technische Selbständigkeit alle Abwasserbeseitigungsanlagen zur Schmutz- und 

Niederschlagswasserbeseitigung, die die Gemeinde für diesen Zweck selbst vorhält, benutzt und 

finanziert. Zentrale Abwasserbeseitigungsanlagen sind insbesondere Schmutzwasserkanäle, auch 

als Druckrohrleitungen, Niederschlagswasser-/Regenwasserkanäle (Trennsystem) und Mischwas-

serkanäle (Mischsystem), auch als Druckrohrleitungen, sowie Reinigungsschächte, Pumpstatio-

nen, Messstationen, Rückhaltebecken, Ausgleichsbecken, Kläranlagen sowie alle Mitnutzungs-

rechte an solchen Anlagen. 

Zu den erforderlichen Anlagen für die zentrale Abwasserbeseitigung gehören auch: 

1. offene und verrohrte Gräben, Rigolen, Versickerungsmulden oder Versickerungsschächte und 

vergleichbare Systeme sowie solche Gewässer, die aufgrund der vorgeschriebenen wasserrechtli-

chen Verfahren Bestandteil der Abwasserbeseitigungseinrichtungen geworden sind, 

2. die von Dritten errichteten und unterhaltenen Anlagen und Einrichtungen, wenn sich die Ge-

meinde ihrer zur Abwasserbeseitigung bedient und zu ihrer Finanzierung beiträgt. 

(2) Zur dezentralen Abwasserbeseitigung aus Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben gehören 

alle Vorkehrungen und Einrichtungen für das Einsammeln und das Abfahren des in Kleinkläranla-

gen anfallenden Schlamms und des in abflusslosen Gruben gesammelten Abwassers sowie deren 

Einleitung und Behandlung in Abwasseranlagen außerhalb des zu entwässernden Grundstücks. 

(3) Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwasseranlagen sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung, 

ihres Aus- und Umbaus, ihrer Beseitigung sowie den Betrieb eines Trennsystems, nur eines 

Schmutzwassersystems oder eines Mischsystems bestimmt die Gemeinde im Rahmen der ihr ob-

liegenden Abwasserbeseitigungspflicht unter Berücksichtigung ihrer wirtschaftlichen Leistungsfä-

higkeit; entsprechendes gilt für Einrichtungen und Vorkehrungen, die für die dezentrale Schmutz-

wasserbeseitigung erforderlich sind. 

(4) Die Grundstücksanschlüsse sind Bestandteil der zentralen öffentlichen Einrichtungen. 

 

§6 

Begriffsbestimmungen 

 

1. Grundstücke 

Grundstücke im Sinne dieser Satzung sind Grundstücke gemäß Grundbuchrecht. Darüber hinaus 

gelten als ein Grundstück alle Grundstücke des gleichen Grundstückseigentümers, die auf Grund 

ihrer gemeinsamen Nutzung eine wirtschaftliche Einheit bilden. 
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2. Grundstückseigentümer 

Grundstückseigentümer ist derjenige, der im Grundbuch als Eigentümer eingetragen ist. Ihm 

gleichgestellt sind Erbbauberechtigte oder sonst dinglich zur Nutzung des Grundstücks Berechtig-

te. 

3. Grundstücksanschluss  

Grundstücksanschlusskanal ist die Verbindungsleitung vom öffentlichen Abwasserkanal (Sammler) 

bis zur Grenze des zu entwässernden Grundstücks. Bei Hinterliegergrundstücken endet der 

Grundstücksanschluss an der Grundstücksgrenze des trennenden oder vermittelnden Grund-

stücks; Reinigungsschächte für Hinterliegergrundstücken sind sowohl auf dem Anliegergrundstück 

als auch auf dem zu entwässernden Hinterliegergrundstück anzubringen.  

4. Grundstücksentwässerungsanlagen 

Grundstücksentwässerungsanlagen sind Einrichtungen und Anlagen, die der Sammlung, Spei-

cherung, Vorbehandlung, Prüfung und Ableitung des Abwassers in Gebäuden und auf Grundstü-

cken bis zum Grundstücksanschluss dienen. Dazu gehören insbesondere Leitungen, die im Erd-

reich oder im Fundamentbereich verlegt sind und das Abwasser über den Grundstücksanschluss 

dem öffentlichen Sammler in der Straße zuführen; ggf. auch Kleinkläranlagen und abflusslose 

Gruben sowie Anlagen und Vorrichtungen zur Niederschlagswasserbeseitigung auf dem zu ent-

wässernden Grundstück außer in den Fällen der Nr. 3 Satz 4. Bei Druckentwässerung ist die Ab-

wasserpumpe Teil der Grundstücksentwässerungsanlagen. 

 

 

II. Abschnitt: Anschluss- und Benutzungsrecht / Anschluss- und Benutzungszwang 

 

§ 7 

Anschluss- und Benutzungsrecht 

 

(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde liegenden Grundstücks ist vorbehaltlich der 

Einschränkungen in dieser Satzung (§ 8) berechtigt, von der Gemeinde zu verlangen, dass sein 

Grundstück an die bestehende öffentliche, zentrale Abwassereinrichtung angeschlossen wird 

(Anschlussrecht). Dieses Recht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, für die die Gemeinde 

abwasserbeseitigungspflichtig ist (§§ 1 bis 3) und die im Einzugsbereich eines betriebsfertigen 

Schmutzwasser-, Niederschlagswasser- oder Mischwasserkanals liegen. Bei Abwasserableitung 

über fremde private Grundstücke ist ein Leistungsrecht (z. B. dingliche Sicherung oder Baulast) 

erforderlich. Ist die Gemeinde für das Niederschlagswasser beseitigungspflichtig und besteht kein 

betriebsfertiger Niederschlagswasser- oder Mischwasserkanal, besteht ein Recht zur Versicke-

rung oder Einleitung in ein Gewässer nur nach Maßgabe der wasserrechtlichen Bestimmungen. 

(2) Nach der betriebsfertigen Herstellung des öffentlichen Abwasserkanals (einschließlich Grund-

stücksanschluss) für das Grundstück hat der Grundstückseigentümer vorbehaltlich der Einschrän-

kungen in dieser Satzung (§ 9) das Recht, das auf seinem Grundstück anfallende Abwasser in die 

öffentliche Abwasseranlage einzuleiten bzw. dieser zuzuführen, wenn und soweit nicht anderweitige 

Rechtsvorschriften die Einleitung oder Zuführung einschränken oder verbieten (Benutzungsrecht). 

Das gilt auch für sonstige zur Nutzung eines Grundstückes oder einer baulichen Anlage Berechtigte. 

In den Fällen des Abs. 1 Satz 4 besteht ein Benutzungsrecht erst und nur insoweit, als die wasser-

rechtliche Erlaubnis für die Gemeinde vorliegt. 
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(3) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich auch auf Anlagen Dritter im Sinne von § 5 

Abs. 1 Satz 3 soweit die Gemeinde über den Anschluss und die Benutzung wie bei eigenen Anla-

gen verfügen kann. 

(4) Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss seines Grundstücks berechtigt, kann die 

Gemeinde durch Vereinbarung den Anschluss zulassen und ein Benutzungsverhältnis begründen. 

 

§ 8 

Ausschluss und Beschränkung des Anschlussrechts 

 

(1) Die Gemeinde kann den Anschluss an die zentrale öffentliche Abwassereinrichtung ganz oder 

teilweise versagen, wenn 

1. das Abwasser wegen seiner Art und Menge nicht zusammen mit dem in Haushalten anfallen-

den Abwasser beseitigt werden kann oder 

2. eine Übernahme des Abwassers technisch oder wegen der unverhältnismäßig hohen Kosten 

nicht vertretbar ist oder 

Der Versagungsgrund nach Satz 1 entfällt, wenn der Grundstückseigentümer sich zuvor schriftlich 

verpflichtet, der Gemeinde zusätzlich zu den sich gemäß den Regelungen der Beitrags- und Ge-

bührensatzung Abwasserbeseitigung für das Grundstück ergebenden Entgelten die durch den 

Anschluss oder erforderliche besondere Maßnahmen entstehenden Mehraufwendungen und -

kosten zu ersetzen und auf Verlangen dafür Sicherheit zu leisten. Soweit Rechte zur Verlegung 

der Leitung über Grundstücke Dritter erforderlich sind, sind sie dinglich oder durch Reallast zu 

sichern; bei Leitungsverlegungen nach Inkrafttreten dieser Satzung sind in jedem Fall Baulasten 

erforderlich. Soweit es bei der Versagung nach Satz 1 verbleibt, gilt § 10 Abs. 7. 

(2) Die Herstellung neuer, die Erweiterung, die Erneuerung, der Umbau oder die Änderung beste-
hender Abwasseranlagen zur zentralen oder dezentralen Abwasserbeseitigung kann vom Grund-
stückseigentümer nicht verlangt werden. 

 

§ 9 

Ausschluss und Beschränkung des Benutzungsrechts 

 

(1) Die zur zentralen oder dezentralen öffentlichen Abwasserbeseitigung bestimmten Abwasser-

anlagen dürfen nur entsprechend ihrer Zweckbestimmung und nach den Vorschriften dieser Sat-

zung benutzt werden. Das Benutzungsrecht ist ausgeschlossen, soweit der Grundstückseigentü-

mer zur Abwasserbeseitigung verpflichtet und die Gemeinde von der Abwasserbeseitigungspflicht 

befreit ist. Bei Trennsystem darf Schmutzwasser nur in den dafür vorgesehenen Schmutzwasser-

kanal, Niederschlagswasser nur in den dafür vorgesehenen Niederschlagswasserkanal eingeleitet 

werden. 

(2) In die öffentlichen Abwasseranlagen darf nur Abwasser eingeleitet werden, das so beschaffen 

ist, dass dadurch nicht 

a) die Anlage oder die angeschlossenen Grundstücke gefährdet oder beschädigt werden können, 

b) die Beschäftigten gefährdet oder ihre Gesundheit beeinträchtigt werden können, 

c) die Möglichkeit einer Verwertung des Klärschlamms beeinträchtigt wird, 

d) der Betrieb der Abwasserbehandlung erschwert, behindert oder beeinträchtigt wird, 

e) die Funktion der Abwasseranlage so erheblich gestört werden kann, dass dadurch die Anforde-

rungen an die Einleitungserlaubnis nicht eingehalten werden können, oder 

f) sonstige schädlichen Auswirkungen auf die Umwelt, insbesondere die Gewässer, eintreten. 
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(3) Ausgeschlossen ist insbesondere die Einleitung von 

a) Stoffen, die Leitungen verstopfen können, 

b) Abwasser, das schädliche Ausdünstungen, Gase oder Dämpfe verbreiten kann, 

c) Abwasser, das die Baustoffe der öffentlichen Abwasseranlagen angreift oder die biologischen 

Funktionen schädigt, 

d) infektiösen Stoffen und Medikamenten, 

e) Farbstoffen, soweit sie zu einer deutlichen Verfärbung des Abwassers in der Kläranlage oder 

im Gewässer führen, 

f) festen Stoffen, auch in zerkleinerter Form wie Schutt, Asche, Glas, Sand, Müll, Küchenabfälle, 

Treber, Hefe, Borsten, Lederreste, Fasern, Kunststoffe, Textilien, grobes Papier u.ä., 

g) Kunstharz, Lacke, Lösungsmittel, Latexreste, Zement, Kalkhydrat, Gips, Mörtel, flüssige und 

später erhärtende Abfälle sowie Bitumen und Teer und deren Emulsionen; 

h) Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern; 

i) Jauche, Gülle, Mist, Silagesickersaft, Schlachtabfälle, Blut und Molke; 

j) Kaltreinigern, die chlorierte Wasserstoffe enthalten oder die die Ölabscheidung verhindern; 

k) Absetzgut, Schlämmen oder Suspensionen aus Vorbehandlungsanlagen, Räumgut aus Klein-

kläranlagen und Abortanlagen; 

l) feuergefährlichen, explosiven, giftigen, fett- oder ölhaltigen Stoffen, wie z.B. Benzin, Heizöl, 

Schmieröl, tierische und pflanzliche Öle und Fette einschließlich des durch diese Stoffe verunrei-

nigten Waschwassers; 

m) Säuren und Laugen, chlorierte Kohlenwasserstoffe, Phosgene, Schwefelwasserstoff, Blausäure 

und Stickstoffwasserstoffsäure sowie deren Salze; Kerbide, die Azethylen bilden, ausgesprochen 

toxische Stoffe; 

n) Stoffen oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgung einer Giftigkeit, Langlebigkeit, Anreiche-

rungsfähigkeit oder einer krebserzeugenden, fruchtschädigenden oder erbgutverändernden Wir-

kung als gefährlich zu bewerten sind wie Schwermetalle, Cyanide, halogenierte Kohlenwasser-

stoffe, polycyclische Aromate, Phenole; 

o) Abwasser aus Betrieben, insbesondere Laboratorien und Instituten, in denen Kombinationen 

von Nukleinsäuren geschaffen oder mit gentechnisch manipulierten Organismen gearbeitet wird; 

p) Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben, 

- wenn die Einleitung nach § 48 Landeswassergesetz genehmigungspflichtig ist, solange die Ge-

nehmigung nicht erteilt ist, 

- das wärmer als + 35 Grad Celsius ist, auch die Einleitung von Dampf, 

- das einen pH-Wert von unter 6,5 oder über 9,5 aufweist, 

- das aufschwimmende Öle und Fette enthält. 

q) Abwasser, das einem wasserrechtlichen Bescheid nicht entspricht. 

(4) Für die Einleitung von Schadstoffen gelten die jeweils durch öffentliche Bekanntmachung ver-

öffentlichten Grenzwerte (Allgemeine Einleitungsbedingungen). 

Für Kleinkläranlagen, die Abwasser in Gewässer einleiten, gelten die von der zuständigen Was-

serbehörde jeweils festgelegten Grenzwerte und Anforderungen. 

(5)  Abwasser mit radioaktiven Inhaltsstoffen darf nur eingeleitet werden, wenn es der Zweiten 

Strahlenschutzverordnung in der jeweils geltenden Fassung, insbesondere dessen § 47 Abs. 3, 

entspricht. 
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(6) Ausgenommen von Absätzen 2, 3 und 5 sind 

1. unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Abwasser in der Art und in der Menge, wie sie auch im 

Abwasser aus Haushaltungen üblicherweise anzutreffen sind, 

2. Stoffe, die nicht vermieden oder in einer Vorbehandlungsanlage zurückgehalten werden kön-

nen und deren Einleitung die Gemeinde im Einzelfall gegenüber dem Grundstückseigentümer 

zugelassen hat. 

(7) Grundwasser, Quellwasser und Drainwasser aus landwirtschaftlichen Drainagen darf in Ab-

wasserkanäle nicht eingeleitet werden. Unbelastetes Drainwasser aus Hausdrainagen darf in 

Schmutzwasserkanäle und Mischwasserkanäle nicht eingeleitet werden. Die Einleitung von unbe-

lastetem Drainwasser aus Hausdrainagen in Niederschlagswasserkanäle ist auf Antrag des 

Grundstückseigentümers mit vorheriger Zustimmung der Gemeinde zulässig. 

(8) Abwasser, das als Kühlwasser benutzt worden und unbelastet ist, darf nicht in Mischwasser- 

und Schmutzwasserkanäle eingeleitet werden. Die Gemeinde kann auf Antrag die Einleitung in 

Niederschlagswasserkanäle zulassen. 

(9) Wasser, das zum Waschen von Fahrzeugen oder Fahrzeugteilen verwandt worden ist, darf 

über Straßeneinläufe und in Niederschlagswasserkanäle nicht eingeleitet werden. Soweit Fahrzeu-

ge oder Fahrzeugteile auf Grundstücken gewaschen werden, ist das Waschwasser in Misch- oder 

Schmutzwasserkanäle einzuleiten, es sei denn, dass lediglich mit Leitungswasser oder Nieder-

schlagswasser gewaschen wurde. Abs. 13 bleibt unberührt. 

(10) Darüber hinaus kann die Gemeinde im Einzelfall Mengen- und Frachtgrenzen festlegen, die 

Einleitung von Abwasser besonderer Art und Menge ausschließen oder von besonderen Voraus-

setzungen abhängig machen, soweit dies zum Schutz des Betriebspersonals, zum Schutz und zur 

Sicherung der Leistungsfähigkeit der Abwasserbeseitigungseinrichtung, zur Verbesserung der Rei-

nigungsfähigkeit des Abwassers oder zur Erfüllung der für den Betrieb der Abwasserbeseitigungs-

einrichtung geltenden Vorschriften, insbesondere der Bedingungen und Auflagen eines wasser-

rechtlichen Bescheids, erforderlich ist. 

(11) Die Gemeinde kann das Benutzungsrecht davon abhängig machen, dass auf dem Grund-

stück eine Vorbehandlung oder eine Rückhaltung und dosierte Einleitung des Abwassers erfolgt. 

Sie kann verlangen, dass geeignete Messgeräte und Selbstüberwachungseinrichtungen einge-

baut und betrieben werden. Betriebe, in denen Benzin, Benzol, Öle oder Fette ins Abwasser ge-

langen können, haben Vorrichtungen zur Abscheidung dieser Stoffe aus dem Abwasser zu betrei-

ben (Abscheider). Das Abscheidegut ist in Übereinstimmung mit den abfallrechtlichen Vorschriften 

zu entsorgen und darf an keiner anderen Stelle dem Abwassernetz zugeführt werden. 

(12) Die Verdünnung von Schmutzwasser zur Einhaltung von Grenz- oder Einleitungswerten ist 

unzulässig. 

(13) Die Gemeinde kann befristete, jederzeit widerrufliche Befreiungen von den Anforderungen 

der Absätze 2 bis 11 erteilen, wenn sich andernfalls eine nicht beabsichtigte Härte für den Ver-

pflichteten ergäbe und Gründe des öffentlichen Wohls der Befreiung nicht entgegenstehen, insbe-

sondere die technischen Voraussetzungen gegeben sind. 

(14) Wenn Stoffe, deren Einleitung nach den vorstehenden Vorschriften untersagt ist, in die Ab-

wasserbeseitigungseinrichtung gelangen, hat der Grundstückseigentümer dies der Gemeinde 

unverzüglich anzuzeigen. Die Änderung von Art und Menge des eingeleiteten oder einzuleitenden 

Abwassers hat der Grundstückseigentümer ebenfalls unverzüglich anzuzeigen und nachzuwei-

sen. Die Gemeinde kann vom Grundstückseigentümer jederzeit Auskunft über die Art und Menge 
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des eingeleiteten oder einzuleitenden Abwassers verlangen. Die Gemeinde kann Fristen festlegen, 

innerhalb derer die zur Erfüllung der geänderten Anforderungen notwendigen Maßnahmen durch-

geführt werden müssen. 

(15) Die Gemeinde ist jederzeit berechtigt, Abwasseruntersuchungen vorzunehmen. Die Kosten 

für die Untersuchungen trägt der Grundstückseigentümer, falls sich herausstellt, dass ein Verstoß 

gegen Absätze 2 bis 13 vorliegt, andernfalls die Gemeinde. 

(16) Ist bei Betriebsstörungen oder Notfällen in Gewerbe- und Industriebetrieben der Anfall ver-

schmutzten Löschwassers nicht auszuschließen, kann die Gemeinde verlangen, dass der Grund-

stückseigentümer Vorkehrungen zu treffen und Vorrichtungen zu schaffen hat, dass solches Ab-

wasser gespeichert und entweder zu einem von der Gemeinde zugelassenen Zeitpunkt in die 

Abwasseranlage eingeleitet werden kann oder auf andere Weise vom Grundstückseigentümer 

ordnungsgemäß entsorgt werden kann. 

 

§10 

Anschluss- und Benutzungszwang 

 

(1) Jeder Eigentümer eines Grundstückes ist vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung 

verpflichtet, sein Grundstück an die öffentlichen Abwasseranlagen anzuschließen, sobald Abwas-

ser auf dem Grundstück anfällt und dieses durch eine Straße erschlossen ist, in der ein betriebs-

fertiger Abwasserkanal vorhanden ist (Anschlusszwang). Der Grundstückseigentümer hat zum 

Anschluss einen Antrag nach § 12 zu stellen. 

(2) Der Grundstückseigentümer ist vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung verpflich-

tet, das gesamte auf dem Grundstück anfallende Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage 

einzuleiten (Benutzungszwang). 

(3) Bei Neu- und Umbauten muss der Anschluss vor der Benutzung der baulichen Anlagen herge-

stellt sein. Ein Anzeige-, Genehmigungs- und Abnahmeverfahren nach § 13 ist durchzuführen. Den 

Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Gebäudes hat der Grundstückseigentümer spä-

testens eine Woche vor der Außerbetriebnahme des Anschlusses der Gemeinde mitzuteilen. Die-

se verschließt den Grundstücksanschluss auf Kosten des Grundstückseigentümers, wenn dies 

erforderlich ist. 

(4) Wird der öffentliche Abwasserkanal erst nach der Errichtung einer baulichen Anlage hergestellt, 

so ist das Grundstück binnen 2 Monaten anzuschließen, nachdem durch öffentliche Bekanntma-

chung oder Mitteilung an den Grundstückseigentümer angezeigt ist, dass das Grundstück ange-

schlossen werden kann. Eine Abnahme nach § 13 Abs. 3 ist durchzuführen. 

(5) Ist bei schädlichen Abwässern eine Vorbehandlung vor der Einleitung in die öffentlichen Anla-

gen notwendig (§ 9 Abs. 11), sind diese Abwässer nach Vorbehandlung einzuleiten bzw. zu über-

lassen. 

(6) Soweit die Gemeinde die Schmutzwasserbeseitigungspflicht den Grundstückseigentümern 

übertragen hat (§ 2 Abs. 1), haben diese eine Kleinkläranlage herzustellen, zu unterhalten und zu 

betreiben. Hinsichtlich des in den Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms ist der Grundstücksei-

gentümer verpflichtet, sich an die gemeindliche Einrichtung zum Abfahren dieses Schlamms an-

zuschließen (Anschlusszwang). Er ist verpflichtet, den auf seinem Grundstück anfallenden 

Schlamm der Gemeinde bei Abholung zu überlassen (Benutzungszwang). Der Grundstückseigen-

tümer hat der Gemeinde innerhalb eines Monats nach Inkrafttreten dieser Satzung oder vor Inbe-

triebnahme neuer Kleinkläranlagen die Anzahl, die Art und Größe dieser Anlagen auf dem Grund-

stück anzuzeigen, wasserrechtliche Verfahren sind davon unberührt. 



619 
 

 

(7) Soweit die Voraussetzungen nach den Absätzen 1, 2 und 6 nicht vorliegen, hat  

der Grundstückseigentümer zur Schmutzwasserbeseitigung eine abflusslose Grube herzustellen, 

zu unterhalten und zu betreiben sowie sein Grundstück an die Einrichtung zum Abfahren des in 

abflusslosen Gruben gesammelten Schmutzwassers anzuschließen (Anschlusszwang). Er ist ver-

pflichtet, das auf seinem Grundstück anfallende Schmutzwasser in die abflusslose Grube einzu-

leiten und das Abwasser der Gemeinde bei Abholung zu überlassen (Benutzungszwang). 

(8) Die Vorschriften über den Anschluss- und Benutzungszwang (§ 10) und die Befreiung vom 

Anschluss- und Benutzungszwang (§ 11) gelten für die Versickerung oder Einleitung von Nie-

derschlagswasser in den Fällen des § 7 Abs. 1 Satz 4 im Rahmen der wasserrechtlichen Best-

immungenentsprechend. 

 

§11 

Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 

 

(1) Bei den zentralen öffentlichen Schmutzwassereinrichtungen kann die Befreiung vom An-

schluss- und Benutzungszwang auf Antrag gewährt werden, wenn der Anschluss des Grund-

stücks für den Grundstückseigentümer unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Gemein-

wohls unzumutbar ist und die Befreiung wasserwirtschaftlich unbedenklich ist. Der Antrag ist 

innerhalb eines Monats nach Aufforderung zum Anschluss bei der Gemeinde zu stellen. Wird 

die Befreiung hinsichtlich der Schmutzwasserbeseitigung ausgesprochen, ist entweder dem 

Grundstückseigentümer nach § 2 Abs. 1 die Abwasserbeseitigungspflicht zu übertragen oder 

es besteht für das Grundstück die Verpflichtung zum Anschluss und zur Benutzung einer ge-

schlossenen Abwassergrube im Sinne von § 10 Abs. 7. 

(2) Anschluss- und Benutzungszwang für das Niederschlagswasser besteht für alle Grundstücke 

nicht, deren Eigentümern die Abwasserbeseitigungspflicht entsprechend § 3 übertragen wurde. 

(3) Niederschlagswasser kann vom Grundstückseigentümer in einem Wasserspeicher gesammelt 

und von ihm auf dem eigenen Grundstück verbraucht oder verwertet werden, insbesondere für 

die Toilettenspülung oder zur Gartenbewässerung sowie bei Erwerbsgärtnereien für die Be-

wässerung. Ein eventuell entgegenstehender Anschluss- und Benutzungszwang bei der Was-

serversorgung bleibt unberührt. Soweit der vorhandene Wasserspeicher für die bei in der Ge-

meinde üblichen Starkregenereignissen (Gewitterregen) anfallenden Wassermengen nicht 

ausreicht und ein Überlauf vorhanden ist, gilt insoweit § 10. Das für die Toilettenspülung oder 

andere häusliche Zwecke verwandte Niederschlagswasser ist als Schmutzwasser in die zent-

ralen Abwasserbeseitigungsanlagen einzuleiten. 

(4) Die Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang kann unter dem Vorbehalt des jederzei-

tigen Widerrufs oder befristet ausgesprochen werden. 

 

§12 

Antragsverfahren 

 

(1) Der Antrag auf Anschluss an die zentralen Abwasseranlagen, in den Fällen des § 7 Abs. 1 

Satz 4 auf Versickerung auf dem Grundstück oder Einleitung in ein Gewässer, muss auf besonde-

rem Vordruck gestellt werden. 
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(2) Der Antrag muss enthalten 

a) eine Bauzeichnung oder eine Beschreibung des Gebäudes unter Angabe der Außenmaße der 

Geschosse; 

b) Angaben über die Grundstücksnutzung mit Beschreibung des Betriebes, dessen Abwasser in 

die Abwasseranlage eingeleitet werden soll, und Angaben über Art und Menge des voraussichtlich 

anfallenden Abwassers, soweit es sich nicht lediglich um Haushaltswasser handelt; 

c) Angaben über etwaige Kleinkläranlagen oder geschlossener Gruben; 

d) Angaben über Leitungen, Kabel und sonstige unterirdische Anlagen; 

e) die Zustimmung des Eigentümers des Grundstücks, wenn der Antragsteller nicht gleichzeitig 

Eigentümer ist; 

f) gegebenenfalls eine genaue Beschreibung der Vorbehandlungsanlage. 

(3) Der Antrag soll enthalten 

a) eine möglichst genaue Beschreibung der vorhandenen oder geplanten Grundstücksentwässe-

rungsanlagen, dabei ist, soweit vorhanden, vorzulegen: 

aa) ein Lageplan des anzuschließenden Grundstücks mit Höfen und Gärten und allen auf ihm ste-

henden Gebäuden und sonstigen Einrichtungen, bei denen Abwässer anfallen, im Maßstab 

1:500/100. Auf dem Lageplan müssen eindeutig die Eigentumsgrenzen ersichtlich sein und die 

überbaubaren Grundstücksflächen angegeben werden. Befinden sich auf dem Grundstück Nie-

derschlagswasserleitungen oder andere Vorrichtungen zur Beseitigung von Niederschlagswas-

ser oder Grundwasserleitungen, sind sie gleichfalls einzutragen, ebenso etwa vorhandene Ab-

flusslose Gruben und Kleinkläranlagen. 

ab) ein Schnittplan im Maßstab 1:100 durch die Fallrohre des Gebäudes und durch das Grund-

stück in Richtung des Hausabflussrohres zum Grundstücksanschluss mit Angabe der auf NN 

bezogenen Höhe des Straßenkanals, des Grundstücksanschlusses, der Kellersohle und des 

Geländes sowie der Leitung für Entlüftung. 

ac) Grundrisse des Kellers sowie der übrigen Geschosse, soweit dieses zur Klarstellung der Ab-

wasseranlagen erforderlich ist, im Maßstab 1:100. Die Grundrisse müssen im Besonderen die 

Verwendung der einzelnen Räume mit sämtlichen in Frage kommenden Einläufen (Ausgüsse, 

Waschbecken, Spülaborte usw.) sowie die Ableitung unter Angabe ihrer lichten Weite und des 

Herstellungsmaterials erkennen lassen, ferner die Entlüftung der Leitungen und die Lage et-

waiger Absperrschieber oder Rückstauverschlüsse. 

b) die Angabe des Unternehmens, durch das die Grundstücksentwässerungsanlage innerhalb des 

Grundstücks ausgeführt werden soll. 

c) alle Angaben, die die Gemeinde für eine ggf. erforderliche wasserrechtliche Erlaubnis zur 

Versickerung oder zur Einleitung in ein Gewässer benötigt. 

(4) Unvollständige Anträge sind nach Aufforderung zu ergänzen. 

(5) Die in Abs. 2 geforderten Angaben sind auch zu machen, wenn der Antrag nach § 70 Abs. 2 

Landesbauordnung als gestellt gilt. 
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§13 

Anzeige, Anschlussgenehmigung, Abnahmeverfahren 

 

(1) Die Herstellung, Erweiterung, Erneuerung oder Änderung sowie der Umbau von Grundstück-

sentwässerungsanlagen sowie von Kleinkläranlagen und geschlossenen Abwassergruben sind 

der Gemeinde rechtzeitig vor dem Beginn der Arbeiten schriftlich anzuzeigen. Sie bedürfen der 

Anschlussgenehmigung durch die Gemeinde. 

(2) Grundstücksentwässerungsanlagen einschließlich Kleinkläranlagen und geschlossene Abwas-

sergruben sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik herzustellen und zu betrei-

ben. 

(3) Die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen darf erst erfolgen, nachdem die Gemeinde 

die Grundstücksentwässerungsanlage und den Reinigungsschacht abgenommen und die An-

schlussgenehmigung erteilt hat. Bis zur Abnahme dürfen Rohrgräben nicht verfüllt werden. Bei 

der Abnahme müssen die Anlagen sichtbar und gut zugänglich sein. Werden bei der Abnahme 

Mängel festgestellt, so sind diese innerhalb einer zu stellenden Frist zu beseitigen. Durch die Ab-

nahme übernimmt die Gemeinde keine zivilrechtliche Haftung für die fehlerfreie und vorschrifts-

mäßige Ausführung der Anlagen. 

(4)    Für das bauaufsichtliche Verfahren gelten im Übrigen die landesrechtlichen Bestimmungen. 

 

 

III. Abschnitt: Grundstücksanschluss und Grundstücksentwässerungsanlagen 

 

§14 

Anzahl und Ausführung der Grundstücksanschlüsse 

 

(1) Art, Zahl und Lage der Grundstücksanschlüsse (§ 6 Ziff. 3) sowie deren Änderung bestimmt 

die Gemeinde, die auch Eigentümerin der Grundstücksanschlüsse ist. Sind mehrere Abwasserka-

näle (Sammler) in der Straße vorhanden, so bestimmt die Gemeinde, an welchen Abwasserkanal 

das Grundstück angeschlossen wird. Soweit möglich berücksichtigt die Gemeinde begründete 

Wünsche des Grundstückseigentümers. 

(2) Jedes Grundstück soll einen unterirdischen und in der Regel unmittelbaren Anschluss an den 

Abwasserkanal (Sammler) in der Straße haben. Grundstücksanschlüsse werden ausschließlich 

durch die Gemeinde hergestellt, erweitert, erneuert, geändert, umgebaut und unterhalten. 

(3) Jedes Grundstück soll in der Regel nur je einen Grundstücksanschluss, bei Trennsystem je 

einen für Schmutz- und Niederschlagswasser, haben. Auf Antrag kann ein Grundstück zwei oder 

mehrere Anschlüsse erhalten. Es soll nicht über ein anderes Grundstück angeschlossen werden. 

Mehrere Gebäude können über einen gemeinsamen Grundstücksanschluss angeschlossen wer-

den. Statt einer direkten Verbindung der Einzelgebäude mit dem Grundstücksanschluss kann 

auch zugelassen werden, dass das Abwasser nur zu Gemeinschaftsanlagen geführt und dort das 

Abwasser übernommen wird. Das gilt auch für Ferienhäuser, Wohnlauben und ähnliche nur in der 

Sommersaison benutzte Gebäude. 
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(4) Die Gemeinde kann ausnahmsweise den Anschluss mehrerer Grundstücke an einen ge-

meinsamen Grundstücksanschluss zulassen. Diese Ausnahme setzt voraus, dass die beteiligten 

Grundstückseigentümer die Verlegung, Unterhaltung und Benutzung der Grundstücksentwässe-

rungsanlagen auf dem jeweils fremden Grundstück grundbuchlich und durch Eintragung einer 

Baulast gesichert haben; bei nach Inkrafttreten dieser Satzung ausgeführten Grundstücksan-

schlüssen ist in jedem Fall eine Sicherung in der Form der Baulast erforderlich. Die beteiligten 

Grundstückseigentümer sind als Gesamtschuldner zu betrachten. 

 

 

§15 

Bau und Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse 

 

(1) Neben der Herstellung der Grundstücksanschlüsse obliegt der Gemeinde auch deren Ände-

rung, Erweiterung, Umbau, Unterhaltung, Erneuerung, Abtrennung und Beseitigung. Bei Vorhan-

densein erkennbarer Mängel an Grundstücken oder Gebäuden, die Einfluss auf die beantragten 

Arbeiten haben können, besteht für die Gemeinde erst dann die Verpflichtung zum Anschluss an 

die öffentlichen Abwasseranlagen, wenn diese festgestellten Mängel behoben sind. 

(2) Die Grundstücksanschlüsse sind vor Beschädigung zu schützen und müssen zugänglich sein. 

Der Grundstückseigentümer darf keinerlei Einwirkungen auf die Grundstücksanschlüsse vorneh-

men oder vornehmen lassen, insbesondere dürfen sie nicht überbaut werden.  

(3) Eine Überbauung mit einem Nebengebäude ist mit Zustimmung der Gemeinde ausnahms-

weise dann zulässig, wenn sonst die Ausnutzung des Grundstücks unangemessen behindert 

würde. Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde die Kosten für Schutzrohre oder sonstige 

Sicherheitsvorkehrungen zu erstatten. 

(4) Soweit die Gemeinde die Herstellung der Grundstücksanschlüsse oder Veränderungen nicht 

selbst, sondern durch Nachunternehmer durchführen lässt, sind Wünsche des Grundstückseigen-

tümers bei der Auswahl der Nachunternehmer nach Möglichkeit zu berücksichtigen. 

(5) Ändert die Gemeinde auf Veranlassung der Grundstückseigentümer oder aus zwingenden 

technischen Gründen den Grundstücksanschluss, so hat der Grundstückseigentümer die Grund-

stücksentwässerungsanlage (§ 16) auf seine Kosten anzupassen. Ein zwingender Grund liegt 

insbesondere vor, wenn ein öffentlicher Sammler, der in Privatgelände liegt, durch einen Sammler 

im öffentlichen Verkehrsraum ersetzt wird. 

(6) Jede Beschädigung des Grundstücksanschlusses, insbesondere das Undicht-werden der Lei-

tung, Verstopfung sowie sonstige Störungen sind der Gemeinde sofort mitzuteilen. 

 

§16 

Grundstücksentwässerungsanlage 

 

(1) Die Grundstücksentwässerungsanlage besteht aus den Anlagen und Einrichtungen des Grund-

stückseigentümers, die der Ableitung des Abwassers dienen (§ 6 Ziff. 4). 

(2) Die Grundstücksentwässerungsanlage auf dem anzuschließenden Grundstück ist von dem 

Grundstückseigentümer unter Beachtung gesetzlicher und behördlicher Bestimmungen nach den 

Regeln der Technik, insbesondere gern. DIN 1986 und DIN EN 752, und nach den Bestimmungen 
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dieser Satzung auf eigene Kosten herzustellen, zu erweitern, zu erneuern, zu ändern, umzubau-

en, zu unterhalten und zu betreiben. Für die ordnungsgemäße Herstellung, Erweiterung, Erneue-

rung, Änderung, Umbau und Unterhaltung sowie den sicheren Betrieb der Grundstücksentwässe-

rungsanlage ist der Grundstückseigentümer verantwortlich. Arbeiten dürfen nur durch fachlich 

geeignete Unternehmen ausgeführt werden. Die Gemeinde ist berechtigt, die Ausführung der Ar-

beiten zu überwachen. Hat der Grundstückseigentümer die Anlage oder Anlagenteile einen Drit-

ten vermietet oder sonst zur Benutzung überlassen, so ist er neben diesem verantwortlich. 

(3) Besteht zur Abwasserbeseitigungsanlage kein natürliches Gefälle, so kann die Gemeinde den 

Einbau und Betrieb einer Hebeanlage zur Entwässerung des Grundstücks verlangen, wenn ohne 

diese Anlage eine ordnungsgemäße Beseitigung der Abwässer bei einer den Regeln der Technik 

entsprechenden Planung und Ausführung der Abwasserbeseitigungsanlage nicht möglich ist. Die 

Hebeanlage ist Bestandteil der Grundstücksentwässerungsanlage. 

(4) Ein erster Reinigungsschacht ist an zugänglicher Stelle, möglichst nahe der Grundstücksgren-

ze zu der Straße, in der der Abwasserkanal liegt, zu errichten. Schächte für  Hinterliegergrundstü-

cke sind sowohl auf diesem als auch - entsprechend Satz 1 - auf dem trennenden oder vermit-

telnden Grundstück zu errichten, das an der Straße liegt, in der der Hauptkanal verlegt ist. Der 

Grundstückseigentümer ist verpflichtet, den Schacht nach den technischen Vorgaben der Ge-

meinde von einem autorisierten Tiefbau-Fachbetrieb herstellen zu lassen. 

(5) Die Verfüllung von Rohrgräben hat nach DIN 18300 zu erfolgen. Die Herstellung von Rohrgrä-

ben, das Verlegen der Abwasserleitungen bis zum Reinigungsschacht sowie das Verfüllen der 

Rohrgräben muss nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik erfolgen. 

(6) Vorbehandlungsanlagen, zu denen auch die Abscheider gehören, sind gemäß den Regeln der 

Technik, ggf. nach den Vorgaben des Herstellers bzw. nach der allgemeinen bauaufsichtlichen 

Zulassung des Deutschen Instituts für Bautechnik (DIBt), Berlin, in Abstimmung mit der Gemeinde 

zu errichten und so zu betreiben, dass das Abwasser in frischem Zustand in die Anlagen der Ge-

meinde eingeleitet wird. Abscheider müssen in regelmäßigen Zeitabständen und bei Bedarf ge-

leert werden. Die ordnungsgemäße und regelmäßige Entleerung und die Beseitigung des Ab-

scheideguts ist der Gemeinde nachzuweisen. 

(7) Die Grundstücksentwässerungsanlagen werden durch die Gemeinde an die öffentlichen Ab-

wasseranlagen angeschlossen. Die Gemeinde ist nur dann verpflichtet, die Grundstücksentwäs-

serungsanlagen an ihre Abwasseranlagen anzuschließen, wenn diese ordnungsgemäß beantragt, 

hergestellt, gemeldet und ohne Mängel sind (§ 13). 

(8) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist stets in einem einwandfreien und betriebsfähigen 

Zustand zu erhalten. Die Grundstücksentwässerungsanlage ist so zu betreiben, dass Störungen 

anderer Grundstückseigentümer oder störende Rückwirkungen auf Einrichtungen der Gemeinde 

oder Dritter ausgeschlossen sind. Werden Mängel festgestellt, so kann die Gemeinde fordern, 

dass die Grundstücksentwässerungsanlage unverzüglich auf Kosten des Grundstücks-

eigentümers in den vorschriftsmäßigen Zustand gebracht wird. 

(9) Entsprechen vorhandene Grundstücksentwässerungsanlagen nicht oder nicht mehr den je-

weils geltenden Bestimmungen im Sinne des Abs. 2, so hat sie der Grundstückseigentümer auf 

Verlangen der Gemeinde auf eigene Kosten entsprechend anzupassen. Für die Anpassung ist 

dem Grundstückseigentümer eine angemessene Frist einzuräumen. Der Grundstückseigentümer 

ist zur Anpassung auch dann verpflichtet, wenn Änderungen an der öffentlichen Abwasseranlage 

das erforderlich machen. 
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§17 

Überwachung der Grundstücksentwässerungsanlage 

 

(1) Den mit einem Ausweis versehenen Beauftragten der Gemeinde ist 

a) zur Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage vor und nach ihrer Inbetriebnahme, 

b) zur Prüfung der Einhaltung der Bestimmungen dieser Satzung über die Einleitung von Abwas-

ser, insbesondere von § 9, 

c) zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten nach dieser Satzung, 

d) zum Ablesen von Wasser- oder Abwassermesseinrichtungen oder 

e) zur Beseitigung von Störungen  

sofort und ungehindert Zutritt zu dieser Anlage, zu den Abwasservorbehandlungsanlagen und zu 

den Abwasseranfallstellen zu gewähren. Sie sind berechtigt, notwendige Maßnahmen anzuord-

nen, insbesondere das eingeleitete oder einzuleitende Abwasser zu überprüfen und Proben zu 

entnehmen. 

(2) Wenn es aus den in Absatz 1 genannten Gründen erforderlich ist, auch die Räume eines Drit-

ten zu betreten, ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, der Gemeinde hierzu die Möglichkeit 

zu verschaffen. 

(3) Werden Mängel festgestellt, die die Sicherheit gefährden oder erhebliche Störungen erwarten 

lassen, so ist die Gemeinde berechtigt, den Anschluss oder die Übernahme des Abwassers zu 

verweigern; bei Gefahr für Leib oder Leben ist sie hierzu verpflichtet. 

(4) Alle Teile der Grundstücksentwässerungsanlage, insbesondere Vorbehandlungsanlagen, Ab-

wasserhebeanlagen, Reinigungsschächte, Rückstauverschlüsse sowie Abwasserbehandlungsan-

lagen und Zähler müssen jederzeit zugänglich sein. 

(5) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, unverzüglich alle zur Prüfung der Grundstücksent-

wässerungsanlage erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(6) Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der Anlage sowie durch deren Anschluss 

übernimmt die Gemeinde keine Haftung für die Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt nicht, wenn sie 

bei einer Überprüfung Mängel festgestellt hat, die eine Gefahr für Leib oder Leben darstellen. 

 

§18 

Sicherung gegen Rückstau 

 

Die Grundstückseigentümer haben ihre Grundstücke gegen Rückstau aus den zentralen öffentli-

chen Abwasseranlagen zu schützen. Die Rückstauebene liegt, soweit die Gemeinde nicht für ein-

zelne Netzabschnitte andere Werte öffentlich bekannt gibt, in der Regel in Höhe der Straßenober-

fläche vor dem anzuschließenden oder angeschlossenen Grundstück. Soweit erforderlich, ist das 

Abwasser mit einer automatisch arbeitenden Hebeanlage in das Entwässerungsnetz zu heben. 

Die Grundstücksentwässerungsanlagen, die unter der Rückstauebene liegen, sind nach Maßgabe 

der DIN 12056 zu sichern. Einzelne, selten benutzte Entwässerungseinrichtungen in tief liegenden 

Räumen sind durch Absperrvorrichtungen zu sichern, die nur bei Bedarf geöffnet werden und 

sonst dauernd geschlossen zu halten sind. In Schächten, deren Deckel unter der Rückstauebene 

liegen, sind die Rohrleitungen geschlossen durchzuführen oder die Deckel gegen Wasseraustritt 

zu dichten und gegen Abheben zu sichern. 
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IV. Abschnitt: Besondere Bestimmungen für die dezentrale Schmutzwasserbeseitigung 

 

§19 

Bau, Betrieb und Überwachung 

 

(1) Kleinkläranlagen sind von dem Grundstückseigentümer nach den allgemein anerkannten Re-

geln der Technik, insbesondere DIN 1986 und DIN 4261, zu errichten und zu betreiben. 

(2) Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben sind so anzulegen, dass das Entsorgungsfahrzeug 

ungehindert anfahren und die Kleinkläranlage oder abflusslose Grube ohne weiteres entleert wer-

den kann. 

(3) Für die Überwachung gilt § 17 sinngemäß. 

 

§ 20 

Einbringungsverbote 

 

In Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben dürfen die in § 9 aufgeführten Stoffe nur eingeleitet 

werden, wenn deren Konzentration für häusliches Abwasser als typisch anzusehen ist. 

 

§ 21 

Entleerung 

 

(1) Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben werden von der Gemeinde oder ihren Beauftragten 

regelmäßig entleert oder entschlammt. Zu diesem Zweck ist den Bediensteten der Gemeinde oder 

ihren Beauftragten ungehindert Zutritt zu gewähren. 

(2) Im Einzelnen gilt für die Entleerungs- bzw. Entschlammungshäufigkeit: 

1. Abflusslose Gruben werden bei Bedarf geleert. 

2. Mehrkammerausfaulgruben werden nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik ent-

schlammt. Danach ist grundsätzlich eine jährliche Entschlammung durchzuführen. 

(3) Die Gemeinde macht öffentlich bekannt, wer als Beauftragter im Gemeindegebiet Fäkal-

schlamm und Abwasser abfährt. 

(4) Soweit private Unternehmen als Beauftragte die Abfuhr durchführen, sind sie Dritte im Sinne 

des § 44 Abs. 2 Landeswassergesetzes. Sie handeln im Auftrag der Gemeinde.  
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V. Abschnitt:  Grundstücksbenutzung 

 

§ 22 

Zutrittsrecht 

 

(1) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben den mit einem Ausweis versehenen Beauf-

tragten der Gemeinde den Zutritt zu ihrem Grundstück und zu ihren Räumen zu gestatten, soweit 

dies für die Prüfung der technischen Einrichtungen, zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflich-

ten nach dieser Satzung oder zur Ermittlung von Bemessungsgrundlagen für Entgelte erforderlich 

ist. 

(2) Die Beauftragten der Gemeinde dürfen Wohnungen nur mit Einwilligung des Berechtigten, 

Betriebs- und Geschäftsräume ohne Einwilligung nur in den Zeiten betreten, in denen sie norma-

lerweise für die jeweilige geschäftliche oder betriebliche Nutzung offen stehen. Dies gilt nicht bei 

Gefahr im Verzug. 

(3) Grundstückseigentümer und Besitzer sind verpflichtet, die Ermittlungen und Überprüfungen 

nach Absatz 1 zu dulden und dabei Hilfe zu leisten. 

 

§ 23 

Grundstücksbenutzung 

 

(1) Die Grundstückseigentümer haben für Zwecke der örtlichen Abwasserbeseitigung das Anbrin-

gen und Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör zur Abwasserbeseitigung über ihre im 

gleichen Entsorgungsgebiet liegenden Grundstücke sowie erforderliche Schutzmaßnahmen un-

entgeltlich zuzulassen. Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die Abwasserbeseitigung an-

geschlossen sind, die in wirtschaftlichem Zusammenhang mit angeschlossenen oder anschließba-

ren Grundstücken des gleichen Grundstückseigentümers genutzt werden oder für die die Möglich-

keit der Abwasserbeseitigung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Sie entfällt, wenn die Inanspruch-

nahme der Grundstücke den Eigentümer mehr als notwendig oder in unzumutbarer Weise belas-

ten würde. 

(2) Die Grundstückseigentümer haben die Teile der Grundstücksanschlüsse (§ 6 Ziff. 3), die auf 

ihrem Grundstück verlegt sind, unentgeltlich zu dulden sowie das Anbringen und Verlegen zuzu-

lassen.  

(3) Der Grundstückseigentümer wird rechtzeitig über Art und Umfang der beabsichtigten Inan-

spruchnahme des Grundstückes benachrichtigt. 

(4) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Anlagen verlangen, wenn sie an der bis-

herigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung trägt die Gemeinde; 

dies gilt nicht, soweit die Anlagen ausschließlich der Abwasserbeseitigung des Grundstücks die-

nen oder Entschädigungen gezahlt wurden und die Benutzungsrechte im Grundbuch eingetragen 

sind. 

(5) Wird die Abwasserbeseitigung eingestellt, so hat der Grundstückseigentümer die Entfernung 

der Einrichtungen zu gestatten oder sie auf Verlangen der Gemeinde noch fünf Jahre unentgelt-

lich zu dulden, es sei denn, dass ihm dies nicht zugemutet werden kann. 
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VI. Abschnitt: Entgelte 

 

§ 24 

Entgelte für die Abwasserbeseitigung 

 

(1) Für die Aufwendungen der erstmaligen Herstellung bzw. der räumlichen Erweiterung der Ab-

wasserbeseitigungseinrichtung erhebt die Gemeinde einmalige Beiträge auf Grund einer geson-

derten Beitragssatzung. 

(2) Für die Vorhaltung und die Benutzung der Abwasserbeseitigungseinrichtung sowie die Entlee-

rung oder Entschlammung von Kleinkläranlagen und abflusslosen Sammelgruben erhebt die Ge-

meinde Gebühren auf Grund der entsprechenden Gebührensatzungen. 

 

 

§ 25 

Kostenerstattung 

 

Der Aufwand für die Herstellung, den Aus- und Umbau, die Änderung von Grundstücksanschlüs-

sen sind der Gemeinde in tatsächlicher Höhe zu erstatten. 

 

 

VII. Abschnitt: Schlussvorschriften 

 

§ 26 

Maßnahmen an der öffentlichen Abwasseranlage 

 

Öffentliche Abwasseranlagen dürfen nur von Beauftragten der Gemeinde oder mit ihrer Zustim-

mung betreten werden. Eingriffe an öffentlichen Abwasseranlagen sind unzulässig. 

 

§ 27 

Anzeigepflichten 

 

(1) Entfallen für ein Grundstück die Voraussetzungen des Anschlusszwanges (§ 10 Abs. 1), so hat 

der Grundstückseigentümer dies unverzüglich der Gemeinde mitzuteilen. 

(2) Der Grundstückseigentümer hat Betriebsstörungen oder Mängel am Grundstücksanschluss 

unverzüglich der Gemeinde mitzuteilen. 

(3) Wechselt das Eigentum an einem Grundstück, so hat der bisherige Eigentümer die Rechtsän-

derung unverzüglich der Gemeinde schriftlich mitzuteilen. Zu dieser Mitteilung ist auch der neue 

Grundstückseigentümer verpflichtet. 
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§ 28 

Altanlagen 

 

(1) Anlagen, die vor dem Anschluss an eine öffentliche Abwasseranlage der Beseitigung des auf 

dem Grundstück anfallenden Abwassers dienten und die nicht Bestandteil einer der Gemeinde 

angezeigten, angeschlossenen Grundstücks-entwässerungsanlage sind, insbesondere frühere 

Kleinkläranlagen oder geschlossene Abwassergruben, hat der Grundstückseigentümer innerhalb 

von 3 Monaten auf seine Kosten so herzurichten, dass sie für die Aufnahme oder Ableitung von 

Abwasser nicht mehr genutzt werden können, oder die Altanlagen zu beseitigen. 

(2) Ist ein Grundstück nicht mehr zu entwässern, schließt die Gemeinde den Grundstücksan-

schluss auf Kosten des Grundstückseigentümers. 

 

 

 

 

§ 29  

Haftung 

 

(1) Für Schäden, die durch satzungswidrige Benutzung oder sonstiges satzungswidriges Handeln 

entstehen, haftet der Verursacher. Dies gilt insbesondere, wenn entgegen dieser Satzung schädli-

ches Abwasser oder sonstige Stoffe in die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet werden. Fer-

ner hat der Verursacher die Gemeinde von allen Ersatzansprüchen freizustellen, die andere des-

wegen bei ihr geltend machen. 

(2) Der Grundstückseigentümer haftet außerdem für alle Schäden und Nachteile, die der Gemein-

de durch den mangelhaften Zustand der Grundstücksentwässerungsanlage, ihr vorschriftswidri-

ges Benutzen und ihr nicht sachgemäßes Bedienen entstehen. 

(3) Wer durch Nichtbeachtung der Vorschriften dieser Satzung, insbesondere § 9, die Erhöhung 

der Abwasserabgabe (§ 9 Abs. 5 AbwAG) verursacht, hat der Gemeinde den erhöhten Betrag der 

Abwasserabgabe zu erstatten. 

(4) Mehrere Verursacher haften als Gesamtschuldner. 

(5) Bei Überschwemmungsschäden als Folge von 

a) Rückstau in der öffentlichen Abwasseranlage, z.B. durch Hochwasser, Wolkenbrüche, Frost-

schäden oder Schneeschmelze, 

b) Betriebsstörungen, z. B. Ausfall eines Pumpwerkes, 

c) Behinderungen des Abwasserabflusses, z. B. bei Kanalbruch oder Verstopfung, 

d) zeitweiliger Stilllegung der öffentlichen Abwasseranlage, z. B. bei Reinigungsarbeiten im Stra-

ßenkanal oder Ausführung von Anschlussarbeiten, 

hat der Grundstückseigentümer einen Anspruch auf Schadenersatz nur, soweit die eingetretenen 

Schäden von der Gemeinde schuldhaft verursacht worden sind. 

(6) Wenn geschlossene Abwassergruben und Kleinkläranlagen trotz erfolgter Anmeldung zur Ent-

leerung oder Entschlammung infolge höherer Gewalt, Streik, Betriebsstörungen oder betriebsnot-

wendiger anderer Arbeiten erst verspätet entleert oder entschlammt werden oder die Abfuhr ein-
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geschränkt bzw. unterbrochen werden muss, hat der Grundstückseigentümer keinen Anspruch 

auf Schadensersatz. 

 

§ 30 

Ordnungswidrigkeiten 

 

(1) Ordnungswidrig nach § 111 Abs. 2 Landeswassergesetz handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-

sig entgegen 

a) § 9 Abs. 1 sein Grundstück nicht nach dem vorgeschriebenen Verfahren entwässert; 

b) § 9 sowie § 20 Abwasser einleitet; 

c) § 10 Abs. 1 sein Grundstück nicht rechtzeitig an die öffentliche Abwasseranlage anschließen 

lässt; 

d) § 10 Abs. 2 das bei ihm anfallende Abwasser nicht in die öffentliche Abwasseranlage ableitet; 

e) § 10 Abs. 1 Satz 2 und § 12 den Anschluss seines Grundstücks an die öffentliche Abwasseran-

lage nicht beantragt; 

f) § 13 die erforderliche Anzeige oder Abnahme nicht durchführt oder die erforderliche Genehmi-

gung nicht einholt; 

g) § 16 Abs. 2 und 9 die Entwässerungsanlage seines Grundstücks nicht ordnungsgemäß be-

treibt; 

h) § 17 Beauftragten der Gemeinde nicht ungehindert Zutritt zu allen Teilen der Grundstücksent-

wässerungsanlage gewährt; 

i) § 17 Abs. 5 die erforderlichen Auskünfte nicht erteilt; 

j) § 21 Abs. 1 die Entleerung behindert; 

k) § 21 Abs. 2 die Anforderung der notwendigen Grubenentleerung unterlässt; 

I) § 22 öffentliche Abwasseranlagen betritt oder sonstige Maßnahmen an ihr vornimmt; 

m) § 9 Abs. 14 sowie § 27 seine Anzeigepflichten nicht oder nicht unverzüglich erfüllt. 

(2) Ordnungswidrig nach § 134 Abs. 5 Gemeindeordnung handelt, wer dem Anschluss- und Be-

nutzungszwang nach § 10 zuwiderhandelt. Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße bis 

zu 50.000,00 EURO geahndet werden. 

 

§ 31 

Datenschutz 

(1) Zur Ermittlung der Grundstückseigentümer oder der sonst Anschlussberechtigten und An-

schlusspflichtigen nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personen- und 

grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrechts nach §§ 24 

bis 28 Baugesetzbuch bekannt geworden sind, sowie derjenigen aus dem Grundbuchamt, den 

Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des Katasteramts durch die Gemeinde zulässig. 

Die Gemeinde darf sich diese Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen 

und zum Zwecke der Ermittlung der Grundstückseigentümer oder der sonst Anschlussberechtig-

ten und Anschlussverpflichteten nach dieser Satzung weiterverarbeiten. 

(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Grundstückseigentümer oder 

der sonst Anschlussberechtigten und Anschlussverpflichteten und von den nach Absatz 1 anfal-

lenden Daten ein Verzeichnis mit den für die Aufgaben nach dieser Satzung erforderlichen Daten 

zu führen und diese Daten zum Zwecke der Ermittlung der Grundstückseigentümer oder der sonst 
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Anschlussberechtigten und Anschlussverpflichteten nach dieser Satzung sowie zum Aufbau von 

Dateien (z. B. Anlagenmängeldatei/Schadensdatei etc.) zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 

 

§ 32 

Übergangsregelung 

 

(1) Die vor Inkrafttreten dieser Satzung eingeleiteten Genehmigungsverfahren werden nach den 

Vorschriften dieser Satzung weitergeführt. 

(2) Soweit mit dem Inkrafttreten dieser Satzung die Anschlussvoraussetzungen gegeben sind und 

das Grundstück noch nicht an eine öffentliche Abwasseranlage angeschlossen ist, ist der An-

schlussantrag gern. § 12 dieser Satzung spätestens drei Monate nach ihrem Inkrafttreten einzu-

reichen. 

 

 

§ 33 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über 

die Abwasserbeseitigung der Gemeinde Mörel vom 10.10.2019 außer Kraft. 

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt. 

 

 

Mörel, den 19.07.2022 

 

 

gez.   (L.S.) 

 

Bernd Steinbach 

(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Beitrags- und Gebührensatzung 

zur Satzung über die Abwasserbeseitigung 

der Gemeinde Mörel 

 

Aufgrund der §§ 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Feb-

ruar 2003 (GVOBI. Schl.-Holst., S. 57) in der zuletzt geänderten Fassung vom 04. März 2022 

(GVOBI. Schl.-Holst., S. 153), des § 44 Abs. 3 des Landeswassergesetzes Schleswig-Holstein 

(LWG) vom 13. November 2019 (GVOBI. Schl.-Holst., S. 425) in der zuletzt geänderten Fassung 

vom 03. Mai 2022 (GVOBI. Schl.-Holst., S. 562), der §§ 1 Abs. 1, 2, 6 Abs. 1 und 4; 8 Abs. 1 Satz 1 

und Abs.6, 9 und 9a Abs. 1 Satz 1 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein 

(KAG) vom 10. Januar 2005 (GVOBI. Schl.-Holst., S. 27) in der zuletzt geänderten Fassung vom 

17. März 2022 (GVOBI. Schl.-Holst., S. 301), der §§ 1 Abs. 1 und 2 Satz 1 des Gesetzes zur Aus-

führung des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwG) vom 13. November 2019 (GVOBI. Schl.-

Holst., S. 425) und des § 24 u. 25 der Satzung über die Abwasserbeseitigung der Gemeinde Mörel 

(Allgemeine Abwasserbeseitigungssatzung - AAS) wird nach Beschlussfassung durch die Gemein-

devertretung der Gemeinde Mörel vom 15. Juni 2022 folgende Satzung erlassen: 

 

§ 1 

Anschlussbeiträge 

 

Die Erhebung von Anschlussbeiträgen zur Deckung des Aufwandes für die Herstellung, den Aus- 

und Umbau der Abwasseranlage ist bei Bedarf in einer gesonderten Satzung zu regeln. 

 

§ 2 

Öffentlich-rechtliche Kostenerstattung 

 

Die tatsächlichen Kosten für die Herstellung von Grundstücksanschlüssen und sonstiger damit 

verbundener Baumaßnahmen auf Antrag der Grundstückseigentümer sind der Gemeinde im Wege 

des öffentlich-rechtlichen Erstattungsanspruches zu erstatten. 

 

§ 3 

Erstattungspflichtiger 

 

Kostenerstattungspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Zustellung des Bescheides Eigentü-

mer des Grundstückes oder Inhaber des Gewerbebetriebes ist. Ist das Grundstück mit einem Erb-

baurecht belastet, so ist der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers erstattungspflichtig. Meh-

rere Pflichtige haften als Gesamtschuldner, bei Wohnungs- und Teileigentümern sind die einzelnen 

Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentümeranteil erstattungspflichtig. 

Der Erstattungsanspruch entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses. 
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§ 4 

Entstehung und Fälligkeit 

 

Der Erstattungsanspruch entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses bzw. mit 

Abschluss der beantragten Baumaßnahme. Die Kostenerstattung wird durch Bescheid festgesetzt 

und ist einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. Angemessene Vorauszahlungen 

können gefordert werden, sobald mit der Maßnahme begonnen wurde. 

Die Gemeinde kann in begründeten Fällen Stundung nach den Vorschriften der Abgabenordnung 

gewähren. 

 

§ 5  

Benutzungsgebühren 

 

Für die Inanspruchnahme der zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlage und für die nach 
§ 9 Abwasserabgabengesetz zu entrichtende Abwasserabgabe werden Abwassergebühren für die 
Grundstücke erhoben, die an die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossen sind 
oder in diese entwässern. Diese Benutzungsgebühren gliedern sich in Grund- und Zusatzgebüh-
ren. 

 

§ 6 

Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

 

(1) Die Grundgebühr beträgt monatlich 10,00 € für jedes angeschlossene Grundstück. Die Zusatz-

gebühr wird nach der Frischwassermenge bemessen, die in die öffentliche Abwasserbeseitigungs-

anlage gelangt. Berechnungseinheit für die Zusatzgebühr ist 1 cbm Abwasser. Die Zusatzgebühr 

beträgt 1,50 € je cbm Abwasser. 

(2) Als in die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage gelangt gelten 

a) die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten Wasserversorgungsanlagen zugeführte und 

durch Wasserzähler ermittelte Wassermenge, 

b) die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grundstück sonst zugeführte Wassermenge, 

c) die tatsächlich eingeleitete Abwassermenge bei Bestehen einer Abwassermesseinrichtung. 

(3) Hat ein Wasserzähler oder eine Abwassermesseinrichtung nicht richtig oder überhaupt nicht 

angezeigt, so wird die Wasser- bzw. Abwassermenge von der Gemeinde unter Zugrundelegung 

des Verbrauchs bzw. der Einleitungsmenge des Vorjahres und unter Berücksichtigung der begrün-

deten Angaben der Gebührenpflichtigen geschätzt. Dabei wird eine Mindestabwassermenge von 

40 cbm pro Jahr und Person zugrunde gelegt. Stichtag für die Ermittlung der Personenzahl ist der 

01.10. des Vorjahres. 

(4) Die Wassermenge nach Abs. 2 Buchstabe b) hat der Gebührenpflichtige der Gemeinde für den 

ablaufenden Bemessungszeitraum von einem Kalenderjahr innerhalb der folgenden zwei Monate 

anzuzeigen. Sie ist durch Wasserzähler nachzuweisen, die der Gebührenpflichtige auf seine Kosten 

einbauen muss. Die Wasserzähler müssen den Bestimmungen des Eichgesetzes entsprechen. 

Wenn die Gemeinde auf solche Maßnahmen verzichtet, kann sie als Nachweis über die Wasser-

menge prüfbare Unterlagen verlangen. Sie ist berechtigt, die Wassermengen zu schätzen, wenn 

diese auf andere Weise nicht ermittelt werden können, dabei wird eine Mindestabwassermenge von 

40 cbm pro Jahr und Person zugrunde gelegt. Stichtag für die Ermittlung der Personenzahl ist der 

01.10. des Vorjahres. 
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(5) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage gelangt 

sind, werden auf Antrag abgesetzt, soweit sie im Kalenderjahr 20 cbm übersteigen. Der Antrag ist 

nach Ablauf des Kalenderjahres innerhalb von zwei Monaten bei der Gemeinde einzureichen. Für 

den Nachweis gilt Abs. 4 Sätze 2 bis 4 sinngemäß. Die Gemeinde kann nach Anhörung des An-

tragstellers auf dessen Kosten Gutachten anfordern. Zuviel erhobene Gebühren sind zu verrech-

nen oder zu erstatten. 

(6) Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Viehhaltung wird die Wassermenge um 18 cbm/Jahr für 

jede Großvieheinheit, bezogen auf den statistischen Umrechnungsschlüssel abgesetzt, der Ge-

bührenberechnung wird mindestens eine Abwassermenge von 40 cbm/Jahr je Person zugrunde 

gelegt. Maßgebend für die Berechnung ist die in dem Jahresdurchschnitt gehaltene Viehzahl und 

zu versorgende Personenzahl, die dem betreffenden Grundstück melderechtlich zuzuordnen ist. 

Stichtag für die Ermittlung der Personenzahl und Viehzahl ist der 01.10. des Vorjahres. 

 

§ 7 

Gebührenpflichtige 

 

(1) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer des Grundstückes, bei Wohnungs- oder Teileigentum der 

Wohnungs- und Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erdbaurecht belastet, ist der Erb-

bauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. Die Wohnungs- und Teileigentümer 

einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück 

entfallenden Gebühren. Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte 

sind Gesamtschuldner. 

(2) Bei Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf den Über-

gang folgenden Kalendermonats auf den neuen Pflichtigen über. Erfolgt die Rechtsänderung zum 

01. eines Monats, beginnt die Gebührenpflicht mit dem Tage der Rechtsänderung. Wenn der bis-

herige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel versäumt, so haftet er für die Gebüh-

ren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, neben den 

neuen Pflichtigen. 

 

§ 8 

Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht jeweils zu Beginn eines Kalenderjahres, frühestens jedoch 

a) für die Grundgebühr mit dem 01. des Monats, der auf den Tag des betriebsfertigen Anschlusses 

erfolgt, 

b) für die Zusatzgebühr mit dem Tag des betriebsfertigen Anschlusses. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem der Anschluss an die Abwasseranla-

ge entfällt und der Gemeinde Mörel hiervon schriftlich Mitteilung gemacht worden ist. 
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§ 9 

Erhebungszeitraum 

 

(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 

(2) Soweit die Gebühr nach den durch Wasserzähler ermittelten Wassermengen erhoben wird, gilt 

als Berechnungsgrundlage für den Erhebungszeitraum der Wasserverbrauch der Ableseperiode, 

die jeweils dem 31.12. des Kalenderjahres vorausgeht. 

 

§ 10 

Veranlagung und Fälligkeit 

 

(1) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes festzusetzende Gebühr sind vierteljährlich Ab-

schlagszahlungen am 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. des laufenden Jahres zu leisten. Die Höhe 

der Abschlagszahlung wird durch Bescheid nach den Berechnungsdaten des Vorjahres festge-

setzt. 

(2) Entsteht die Gebührenpflicht erstmalig im Laufe eines Kalenderjahres, so wird der Abschlags-

zahlung diejenige Abwassermenge zugrunde gelegt, die dem tatsächlichen Wasserverbrauch des 

ersten Monats entspricht. Diesen Verbrauch des ersten Monats hat der Gebührenpflichtige der 

Gemeinde auf deren Aufforderung unverzüglich mitzuteilen. Kommt der Gebührenpflichtige der Auf-

forderung nicht nach, so kann die Gemeinde den Verbrauch schätzen. 

(3) Die Abwassergebühr wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der Bekanntgabe 

des Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung der Abschlagszahlung. Die Gebühr und die 

Abschlagszahlung können zusammen mit anderen Abgaben angefordert werden. 

 

§ 11 

Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 

Die Abgabenpflichtigen haben der Gemeinde jede Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung und 

Erhebung der Abgaben nach dieser Satzung erforderlich ist. Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse 

am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräußerer als auch vom Erwerber innerhalb eines 

Monats schriftlich anzuzeigen. Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung 

der Abgaben beeinflussen (z.B. grundstückseigene Brunnen, Wasserzuführung, Wasser- oder Ab-

wassermessvorrichtungen), so hat der Abgabenpflichtige dies unverzüglich der Gemeinde schriftlich 

anzuzeigen; dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen, geändert 

oder beseitigt werden. Beauftragte der Gemeinde dürfen nach Maßgabe der Abgabenordnung 

Grundstücke betreten, um Bemessungsgrundlagen für die Abgabenerhebung festzustellen oder zu 

überprüfen; die Abgabenpflichtigen haben dies zu ermöglichen. 

 

§ 12 

Datenverarbeitung 

 

(1) Zur Ermittlung der Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben im Rahmen der Ver-

anlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und 

grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrechts nach §§ 24 
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bis 28 BauGB und § 3 WoBauErIG der Gemeinde bekanntgeworden sind, sowie aus dem Grund-

buchamt, dem Einwohnermeldeamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des 

Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Die Gemeinde darf sich diese Daten von den ge-

nannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Abgabenerhebung nach 

dieser Satzung weiterverarbeiten. Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke der Haus-

nummernvergabe erhoben und gespeichert oder der Gemeinde zum Zwecke der Erhebung von 

Realsteuern übermittelt worden sind. 

Soweit die Gemeinde die öffentliche Wasserversorgung selbst betreibt, ist sie berechtigt, die im 

Zusammenhang mit der Wasserversorgung angefallenen und anfallenden personenbezogenen 

und grundstücksbezogenen Daten und Wasserverbrauchsdaten für Zwecke der Abgabenerhebung 

nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 

(2) Soweit die Gemeinde sich bei der öffentlichen Wasserversorgung eines Dritten bedient oder die 

öffentliche Wasserversorgung durch einen Dritten erfolgt, ist die Gemeinde berechtigt sich die zur 

Feststellung der Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben nach dieser Satzung erfor-

derlichen personenbezogenen und grundstücksbezogenen Daten und Wasserverbrauchsdaten 

von diesen Dritten mitteilen zu lassen und diese Daten zum Zwecke der Abgabenerhebung nach 

dieser Satzung weiterzuverarbeiten. 

(3) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Abgabenpflichtigen und von den 

nach den Absätzen 1 bis 3 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Abgabenpflichtigen mit den für die 

Abgabenerhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwe-

cke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 

(4) Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag (§ 4 LDSG) ist die Weitergabe der 

Daten an Auftragnehmer keine Übermittlung an Dritte. Die datenverarbeitende Stelle (Gemein-

de/Amt) bleibt verantwortlich. 

 

§ 13 

Ordnungswidrigkeiten 

 

Zuwiderhandlungen gegen Pflichten nach §11 der Satzung sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18 

Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes. 

 

§ 14 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Beitrags- und Gebührensatzung zur 

Satzung über die Entwässerung der Grundstücke und den Anschluss an die Abwasseranlage der 

Gemeinde Mörel vom 07.06.2001 und die dazu ergangenen Nachtragssatzungen außer Kraft. 

 

 

Mörel, den 19.07.2022 

 

 

gez.   (L.S.) 

 

Bernd Steinbach 

(Bürgermeister 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Hauptsatzung 

der Gemeinde Grauel 

(Kreis Rendsburg-Eckernförde) 

 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 und 2 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. 

Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. 2003, S. 57) in der zuletzt geänderten Fassung vom 04. März 2022 

(GVOBl. Schl.-Holst. S. 153), wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 13.06.2022 und 

mit Genehmigung des Landrates des Kreises Rendsburg-Eckernförde folgende Hauptsatzung für 

die Gemeinde Grauel erlassen: 

 

§ 1 

Wappen, Flagge und Siegel 

 

(1) Das Wappen der Gemeinde Grauel zeigt von Grün und Gold in Schlangenlinienteilung erhöht 

geteilt, oben links je ein goldenes Buchen- und Eichenblatt, unten flammende Holzkohle aus neun 

schwarz-silbernen Scheiten und sechs silbernen Flammen mit rotem Bord. 

(2) Die Gemeindeflagge zeigt auf ungleichmäßig in einen schmaleren gelben Streifen oben und 

einen breiten grünen Streifen unten geteiltem Flaggentuch das Gemeindewappen in flaggenge-

rechter Tinktur. 

(3) Das Dienstsiegel der Gemeinde zeigt das Gemeindewappen mit der Umschrift „Gemeinde 

Grauel, Kreis Rendsburg-Eckernförde“. 

(4) Die Verwendung des Gemeindewappens durch Dritte bedarf der Genehmigung der Bürger-

meisterin oder des Bürgermeisters. 

 

§ 2 

Bürgermeisterin oder Bürgermeister 

 

(1) Der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister obliegen die ihr oder ihm gesetzlich übertragenen 

Aufgaben. 

(2) Sie oder er entscheidet ferner über 

1.  Stundungen bis zu einem Betrag von 20.000,00 €,  

2. Niederschlagung von Ansprüchen, soweit ein Betrag von 5.000,00 € nicht überschritten 

wird.  

3. Verzicht auf Ansprüche der Gemeinde, soweit ein Betrag von 1.000,00 € nicht überschritten 

wird.  

4. Übernahme von Bürgschaften, Abschluss von Gewährverträgen und Bestellung anderer Si-

cherheiten für Dritte sowie Rechtsgeschäfte, die dem wirtschaftlich gleichkommen, soweit 

ein Betrag von 6.000,00 € nicht überschritten wird, 

5. Erwerb von Vermögensgegenständen, soweit der Wert des Vermögensgegenstandes einen 

Betrag von 6.000,00 € nicht übersteigt, 
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6. Abschluss von Leasing-Verträgen, soweit die monatliche Belastung einen Betrag von 

500,00 € und die jährliche Belastung einen Betrag von 6.000,00 € nicht übersteigt, 

7. Veräußerung und Belastung von Gemeindevermögen, soweit der Wert des Vermögensge-

genstandes oder die Belastung einen Wert von 6.000,00 € nicht übersteigt, 

8. Annahme oder Vermittlung von Schenkungen, Spenden und Erbschaften bis zu einem Wert 

von 6.000,00 €, 

9. Anmietung und Anpachtung von Grundstücken und Gebäuden, soweit der monatliche Miet-

zins 500,00 € nicht übersteigt, 

10. Vergabe von Aufträgen bis zu einem Wert von 12.000,00 €, 

11. Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistungen bis zu einem Wert von 6.000,00 €, 

12. die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach dem Baugesetzbuches, 

13. Verzichtserklärungen zum gemeindlichen Vorkaufsrecht nach dem Baugesetzbuch. 

(3) Der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister wird die Entscheidung über die Einstellung von 

befristet Beschäftigten, geringfügig Beschäftigen im Einvernehmen mit der Amtsdirektorin oder 

dem Amtsdirektor übertragen. 

 

§ 3 

Gleichstellungsbeauftragte 

 

Die Gleichstellungsbeauftragte des Amtes Mittelholstein kann an den Sitzungen der Gemeindever-

tretung und der Ausschüsse teilnehmen. Das Teilnahmerecht gilt auch für nichtöffentliche Teile 

von Sitzungen. Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung sind ihr rechtzeitig bekannt zu geben. In 

Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs ist ihr auf Wunsch das Wort zu erteilen. 

 

§ 4 

Ständige Ausschüsse 

 

(1) Die folgenden ständigen Ausschüsse nach § 45 Abs. 1 GO werden gebildet: 

 a)  Finanzausschuss 

 Zusammensetzung: 

 3 Gemeindevertreterinnen oder -vertreter 

 Aufgabengebiet: 

 Finanzwesen, Grundstücks- und Steuerangelegenheiten, Prüfungswesen im Sinne des 1. 

Abschnitts des 6. Teils der GO 

 b)  Bau- und Wegeausschuss 

 Zusammensetzung: 

 3 Mitglieder 

 Aufgabengebiet: 

 Bauwesen, Umweltschutz, Naturschutz, Landschaftspflege 

In den Ausschuss zu b) können Bürgerinnen oder Bürger gewählt werden, die der Gemeindever-

tretung angehören können, ihre Zahl darf die der Gemeindevertreterinnen oder Gemeindevertreter 

im Ausschuss nicht erreichen. 

(2) Neben den in Absatz 1 genannten ständigen Ausschüssen der Gemeindevertretung werden die 

nach besonderen gesetzlichen Vorschriften zu bildenden Ausschüsse bestellt. 
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(3) Die Gemeindevertretung kann für die Ausschussvorsitzende/den Ausschussvorsitzenden eine 

Stellvertreterin oder einen Stellvertreter wählen. 

(4) Den Ausschüssen wird die Entscheidung über die Befangenheit ihrer Mitglieder und der nach § 

46 Abs. 9 GO an den Ausschusssitzungen teilnehmenden Personen übertragen.  

 

§ 5 

Gemeindevertretung 

 

Die Gemeindevertretung trifft die ihr nach § 27 und 28 GO zugewiesenen Entscheidungen, soweit 

sie sie nicht auf die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister oder auf ständige Ausschüsse über-

tragen hat.  

 

§ 6 

Einwohnerversammlung 

 

(1) Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung kann eine Versammlung der Einwohnerin-

nen und Einwohner einberufen. Das Recht der Gemeindevertretung, die Einberufung einer Ein-

wohnerversammlung zu verlangen, bleibt unberührt.  

(2) Für die Einwohnerversammlung ist von der oder dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung 

eine Tagesordnung aufzustellen. Die Tagesordnung kann aus der Einwohnerversammlung ergänzt 

werden, wenn mindestens die Hälfte der anwesenden Einwohnerinnen und Einwohner einverstan-

den sind. Zeit, Ort und Tagesordnung der Einwohnerversammlung sind öffentlich bekannt zu ge-

ben.  

(3) Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung leitet die Einwohnerversammlung. Sie oder 

er kann die Redezeit auf bis zu 3 Minuten je Rednerin oder Redner beschränken, falls dies zur 

ordnungsmäßigen Durchführung der Einwohnerversammlung erforderlich ist. Sie oder er übt das 

Hausrecht aus. 

(4) Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung berichtet in der Einwohnerversammlung 

über wichtige Angelegenheiten der Gemeinde und stellt diese zur Erörterung. Einwohnerinnen und 

Einwohnern ist hierzu auf Wunsch das Wort zu erteilen. Über Anregungen und Vorschläge aus der 

Einwohnerversammlung ist offen abzustimmen. Vor der Abstimmung sind die Anregungen und 

Vorschläge schriftlich festzulegen. Sie gelten als angenommen, wenn für sie die Stimmen mindes-

tens der Hälfte der anwesenden Einwohnerinnen und Einwohner abgegeben werden. Eine Ab-

stimmung über Anregungen und Vorschläge, die nicht Gemeindeangelegenheiten betreffen, ist 

nicht zulässig.  

(5) Über jede Einwohnerversammlung ist eine Niederschrift aufzunehmen. Die Niederschrift soll 

mindestens enthalten:  

  1. die Zeit und den Ort der Einwohnerversammlung,  

  2. die Zahl der teilnehmenden Einwohnerinnen und Einwohner,  

  3. die Angelegenheiten, die Gegenstand der Einwohnerversammlung waren,  

  4. den Inhalt der Anregungen und Vorschläge, über die abgestimmt wurde und das Ergebnis der 

      Abstimmung.  

Die Niederschrift wird von der oder dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung und der Protokoll-

führerin oder dem Protokollführer unterzeichnet.  
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(6) Anregungen und Vorschläge der Einwohnerversammlung, die in der Gemeindevertretung be-

handelt werden müssen, sind dieser zur nächsten Sitzung zur Beratung vorzulegen. 

 

§ 7 

Sitzungen in Fällen höherer Gewalt 

 

(1) Bei Naturkatastrophen, aus Gründen des Infektionsschutzes oder vergleichbaren außer-

gewöhnlichen Notsituationen, die eine Teilnahme der Gemeindevertreterinnen und -vertreter an    

Sitzungen der Gemeindevertretung erschweren oder verhindern, können die notwendigen Sitzun-

gen der Gemeindevertretung ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder im Sitzungsraum als 

Videokonferenz durchgeführt werden. Dabei werden geeignete technische Hilfsmittel eingesetzt, 

durch die die Sitzung einschließlich der Beratungen und Beschlussfassungen zeitgleich in Bild und 

Ton an alle Personen mit Teilnahmerechten übertragen werden. Die Entscheidung hierüber trifft 

die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister. 

(2) Sitzungen der Ausschüsse und der Beiräte können im Sinne des Absatzes 1 durchgeführt wer-

den.  

 (3) In einer Sitzung nach Abs. 1 und 2 findet eine Wahl im Falle eines Widerspruchs nach § 40 

Abs. 2 GO durch geheime briefliche Abstimmung statt.  

(4) Die Gemeinde entwickelt ein Verfahren, wie Einwohnerinnen und Einwohner im Fall der Durch-

führungen von Sitzungen im Sinne des Absatzes 1 Fragen zu Beratungsgegenständen oder ande-

ren Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft stellen und Vorschläge und Anregungen unter-

breiten können. Das Verfahren wird mit der Tagesordnung zur Sitzung im Sinne des Absatzes 1 

bekanntgemacht.  

(5) Die Öffentlichkeit im Sinne des § 35 Abs. 1 Satz 1 GO wird durch eine zeitgleiche Übertragung 

von Bild und Ton in einem öffentlich zugänglichen Raum und durch eine Echtzeitübertragung oder 

eine vergleichbare Einbindung über Internet hergestellt. 

 

§ 8 

Verträge mit Gemeindevertreterinnen und -vertretern 

 

Verträge der Gemeinde mit Gemeindevertreterinnen und -vertretern, Mitgliedern oder stellvertre-

tenden Mitgliedern der Ausschüsse nach § 46 Abs. 3 GO oder der Bürgermeisterin oder dem Bür-

germeister und juristischen Personen, an den Gemeindevertreterinnen oder -vertreter, Mitglieder 

oder stellvertretende Mitgliedern der Ausschüsse nach § 46 Abs. 3 GO oder die Bürgermeisterin 

oder der Bürgermeister beteiligt sind, sind ohne Genehmigung der Gemeindevertretung rechtsver-

bindlich, wenn die Auftragsvergabe unter Anwendung des für die jeweilige Auftragsart geltenden 

Vergaberechts erfolgt ist und der Auftragswert den Betrag von 12.000,00 €, bei wiederkehrenden 

Leistungen einen Betrag von 1.000,00 € im Monat, nicht übersteigt. Erfolgt die Auftragsvergabe 

unter den Voraussetzungen des Satzes 1 im Wege der freihändigen Vergabe / Verhandlungsver-

gabe ist der Vertrag ohne Beteiligung der Gemeindevertretung rechtsverbindlich, wenn der Auf-

tragswert den Betrag von 6.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistungen einen Betrag in Höhe von 

500,00 € im Monat, nicht übersteigt. 
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§ 9 

Verpflichtungserklärungen 

 

Verpflichtungserklärungen zu Geschäften, deren Wert 6.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistun-

gen monatlich 500,00 €, nicht übersteigt, sind rechtsverbindlich, auch wenn sie nicht den Formvor-

schriften des § 51 Abs. 2 und 3 der Gemeindeordnung entsprechen. Satz 1 gilt entsprechend für 

Arbeitsverträge mit Beschäftigten. 

§ 10 

Veröffentlichungen 

 

(1) Satzungen der Gemeinde werden durch Abdruck im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Am-

tes Mittelholstein veröffentlicht. Es trägt die Bezeichnung „Amtsblatt des Amtes Mittelholstein“, er-

scheint dienstags und freitags wenn Veröffentlichungen vorliegen, und ist kostenlos bei der Amts-

verwaltung in Hohenwestedt, Am Markt 15 oder in den Verwaltungsstellen in Aukrug, Bargfelder 

Straße 10 und in Hanerau-Hademarschen, Kaiserstraße 11, erhältlich. 

Fällt der Erscheinungstag auf einen Feiertag, so erscheint das Bekanntmachungsblatt am davor 

liegenden Werktag. 

Für den Fall, dass eine zusätzliche Ausgabe erscheint, wird auf das Erscheinen und den amtlichen 

Teil in der „Schleswig-Holsteinischen Landeszeitung“ und dem „Holsteinischen Courier“ hingewie-

sen. 

(2) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und Verzeichnissen ist in der Form 

des Absatzes 1 hinzuweisen. 

(3) Andere gesetzlich vorgeschriebene öffentliche Bekanntmachungen erfolgen ebenfalls in der 

Form des Absatzes 1, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist.  

 

§ 11 

Inkrafttreten 

 

Die Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Haupt-

satzung vom 24.06.2021 außer Kraft.  

Die Genehmigung nach § 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung wurde durch Verfügung des Landrats 

des Kreises Rendsburg-Eckernförde vom 15.07.2022 erteilt. 

 

 

Grauel, den 21.07.2022 

 

 

gez.   (L.S.) 

 

Friedrich Flügge 

(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung der Gemeinde Aukrug 

über die Erhebung von Benutzungsgebühren 

für das Freibad 

 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Feb-

ruar 2003 (GVOBI. Schl.-Holst. S.57) in der zuletzt geänderten Fassung vom 04. März 2022 

(GVOBl. Schl.-Holst. S. 153) und der §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Satz 1, 4 Abs. 1 Alternative 2 und 6 

Abs. 1 bis 4 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Ja-

nuar 2005 (GVOBI. 2005 S. 27) in der zuletzt geänderten Fassung vom 17. März 2022 (GVOBl. 

Schl.-Holst. S. 301) wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung der Gemeinde 

Aukrug vom 16. Juni 2022 folgende Satzung über die Erhebung von Benutzungsgebühren für das 

Freibad erlassen: 

 

§ 1 

Gebührenpflicht 

 

(1) Für die Benutzung des Freibades ist ein Eintrittsgeld (Gebühr) zu entrichten 

(2) Es werden Einzelkarten, Zeitkarten (12er-Karten), Jahreskarten, Familienkarten und Karten für 

Schwimmunterricht ausgegeben. 

a. Die Einzelkarten berechtigen zum einmaligen Eintritt an dem Tag, an dem sie gelöst werden. 

b. Die Zeitkarten (12er-Karten) gelten an 12 Tagen nach freier Wahl, jedoch längstens bis zum 

Ende der Badesaison. 

c. Die Jahreskarten berechtigen die Inhaber zur Benutzung des Freibades während der Badesai-

son des laufenden Jahres. 

d. Die Familienkarten gelten gemeinsam für die Erziehungsberechtigten und deren Kinder bis zur 

Vollendung des 18. Lebensjahres. Die Familienkarte wird auf den Namen eines Erziehungsberech-

tigten ausgestellt. Jedes Familienmitglied erhält eine Familien-Anschlusskarte. 

e. Die Karten für Schwimmunterricht (10er-Karte) gelten an 10 Tagen nach freier Wahl, jedoch 

längstens bis zum Ende der Badesaison. 

 

§ 2 

Gebührensätze 

 

Die Höhe des Eintrittsgeldes wird wie folgt festgesetzt: 

Karte Gebühr Ermäßigung 

10 % 
(bis zum Eröff-

nungstag) 

Ermäßigung 

20% 
(für Helfer im Frei-

bad) 

Tageskarte Erwachsene 3,00 €   

Tageskarte Kinder (4 bis 16 Jahre) 2,00 €   

Tageskarte Spätschwimmen ab 18:00 Uhr 2,00 €   
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Jahreskarte Erwachsene 50,00 € 45,00 € 40,00 € 

Jahreskarte Kinder ( 4 bis 16 Jahre) 30,00 € 27,00 € 24,00 € 

Jahreskarte Familie 85,00 € 76,50 € 68,00 € 

Jahreskarte Fitness Frühschwimmen  60,00 € 54,00 € 48,00 € 

    

12er-Karte Erwachsene 28,00 €   

12er-Karte Kinder (4 bis 16 Jahre) 18,00 €   

    

10er-Karte Eintritt Schwimmunterricht 15,00 €   

Schwimmunterricht 40,00 €   
    

10er-Karte Frühschwimmen 06:00 – 08:00 Uhr 20,00 €   

 

§ 3 

Ermäßigung 

 

(1) Für nachstehende Personen gelten die Eintrittsgelder für Kinder bzw. ermäßigte Jahreskarten: 

a. Schwerbehinderte Erwachsene 

b. Schüler und Schülerinnen, Auszubildende, Studenten und Studentinnen über 16 Jahre 

c. Wehrdienst- und Zivildienstleistende 

d. Empfänger von Grundsicherung, Hilfe zum Lebensunterhalt, ALG I und II 

(2) Kinder unter 4 Jahren sowie schwerbehinderte Kinder und Jugendliche zahlen kein Eintritts-

geld. 

(3) Die aufgeführten Ermäßigungen und Befreiungen gelten nur bei Vorlage amtlicher Unterlagen 

bzw. Ausweise. 

 

§ 4 

Benutzung der Duschen 

 

(1) Für die Benutzung der Warmduschen werden Duschplaketten ausgegeben, die jeweils zur 

einmaligen Benutzung berechtigen. Je ausgegebene Duschplakette wird ein Entgelt in Höhe von 

0,50 € erhoben. 

 

§ 5 

Ermächtigung 

 

(1) Der Bürgermeister wird ermächtigt, in besonderen Fällen die Gebühren zu ermäßigen bzw. zu 

erlassen. 

 

§ 6 

Zahlung der Gebühr 

 

(1) Die Gebühr ist grundsätzlich vor der Benutzung des Freibades zu entrichten. 
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§ 7 

Geltungsbereich der Eintrittskarte 

 

(1) Der Zutritt zum Freibad ist nur mit gültiger Eintrittskarte gestattet. Jeder Badegast muss im Be-

sitz einer gültigen Eintrittskarte sein. Diese ist auf Verlangen vorzuzeigen. 

(2) Die Eintrittskarten sind nicht auf andere Personen übertragbar. 

(3) Für abhanden gekommene oder nicht genutzte Eintrittskarten wird eine Rückvergütung, Ver-

längerung der Geltungsdauer oder eine Ersatzkarte nicht gewährt. 

(4) Die Höhe des Eintrittsgeldes wird durch Anschlag an der Kasse öffentlich bekannt gemacht. 

 

§ 8 

Inkrafttreten 

 

Die Satzung der Gemeinde Aukrug über die Erhebung von Benutzungsgebühren für das Freibad 

tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Satzung der Gemeinde Aukrug über die Erhebung von Benutzungsgebühren 

für das Freibad vom 25.11.2021 außer Kraft. 

 

 

Aukrug, den 18.07.2022 

 

 

gez.   (L.S.) 

 

Joachim Rehder 

(Bürgermeister) 

 


